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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 

Gelesen, gelacht und abgelegt?

Das jedenfalls waren unsere schlimmsten Befürchtungen im Umgang mit den 32 

Empfehlungen des Bürgerrats Deutschlands Rolle in der Welt. Doch es kam anders:

n	 Der Bürgerrat war zweimal auf der Tagesordnung des Ältestenrats, sowie in den 

drei Bundestags-Ausschüssen Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-

lung, Umwelt und Europäische Union. 

n	 Darüber hinaus haben die fachpolitischen Sprecher des Auswärtigen Ausschus-

ses drei Vertreterinnen und Vertreter des Bürgerrats und uns zu einer zweistün-

digen Anhörung (online) eingeladen,

n	 ebenso die Fraktion der Grünen. 

n	 Der FDP Vorstand hat sich mit dem Bürgerrat befasst ebenso wie Die LINKE. 

n	 Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

lud Bürgerräte und Initiatoren ein, um sich die Ergebnisse vorstellen zu lassen. 

n	 Zu guter Letzt lud Außenminister Heiko Maas persönlich Vertreterinnen und Ver-

treter ein und ließ sich aus erster Hand unterrichten. 

Vor dem Hintergrund voller Tagesordnungen kurz vor Ende der Legislaturperiode 

und erschwerter Bedingungen durch Corona ist das für den Anfang ein Erfolg, doch 

Luft nach oben gibt es immer.

Bislang sind Abgeordnete aller Fraktionen von den Ergebnissen und der Pro-

fessionalität der Arbeit der Bürgerinnen und Bürger beeindruckt. Sie sind von dem 

Instrument Bürgerrat als hilfreiche Bereicherung der parlamentarischen Arbeit 

überzeugt. Doch heißt das noch lange nicht, dass wir im Herbst auf eine Regierung 

vertrauen können, die Bürgerräte rechtlich verankert. Diese Absicht haben immer-

hin bislang SPD, Bündinis90/Die Grünen, die FDP und die LINKE in ihren Wahlpro-

grammen verzeichnet. 

Bundesweite Volksentscheide finden sich nur noch bei der LINKEN und der AfD 

oder – nur europabezogen – bei der FDP. Die Grünen konnten sich gerade noch zu 

einem Prüfauftrag für die Kombination von Bürgerräten und direktdemokrati-

schen Verfahren durchringen. 

Das sind die Voraussetzungen für eine neue Wahlperiode, in der wir vor weitrei-

chenden politischen Entscheidungen, ja dem gesamten Umbau unserer Gesell-

schaft und Wirtschaft stehen. Das wird keiner Partei, keiner Regierung gelingen, 

ohne die Bürgerinnen und Bürger zu beteiligen!

Deshalb stehen wir jetzt in den Startlöchern mit unserer Bundeskampagne für 

Bürgerräte und unserer Kooperation mit der Aktion Abstimmung21, der bundes-

weit selbstorganisierten Volksabstimmung. 

Unser Ziel? Die rechtliche Verankerung von Bürgerräten im Koalitionsvertrag 

und eine erfolgreiche Abstimmung21, die sichtbar macht, wie sehr den Menschen 

das Abstimmen über grundsätzliche Fragen eine Notwendigkeit ist.

Die Demokratie braucht uns!

Ihre 

Claudine Nierth

Claudine Nierth, 

Bundesvorstandssprecherin 

von Mehr Demokratie.
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Bundestagswahl

Jetzt ist die Zeit 
für Bürgerräte!

Mehr Demokratie initiiert zur Bundestagswahl eine große Bürgerrat-Kampagne  

mit dem Ziel, Bürgerräte auf Bundesebene zu verankern. Damit die Demokratie bleibt,  

muss sie sich stetig dem gesellschaftlichen Wandel anpassen. Um auf aktuelle  

Herausforderungen besser antworten zu können, braucht es einen vielfältigen  

demokratischen Werkzeugkoffer. Diesen wollen wir in der kommenden Legislatur-

periode um das Instrument Bürgerrat erweitern. 
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Der Hintergrund

Eine der großen aktuellen Herausforderungen wurde in den 

vergangenen Jahren offenbar: Wie können wir in einer im-

mer zerklüfteteren Gesellschaft tragfähige Lösungen für 

drängende Probleme wie die Klimakrise, das Artensterben, 

die soziale Ungleichheit oder den demografischen Wandel 

finden? Während die einen die Gräben vertiefen und ver-

meintlich einfache Antworten versprechen, suchen wir über 

alle politischen Lager hinweg nach konstruktiven Lösungen. 

Deshalb wollen wir Bürgerräte als Bereicherung für unsere 

parlamentarische Demokratie! Sie sind kein Allheilmittel, 

wohl aber der nächste logische Schritt, um ein kooperatives 

Miteinander zu bewahren.

In den letzten Jahren konnten wir in Deutschland Erfah-

rungen mit Bürgerräten sammeln. In diesen Modell-Projekten 

hat sich gezeigt, dass Bürgerräte durch ihre spezielle Art der 

Zusammenarbeit integrativ wirken. Die Gräben zwischen den 

Mitgliedern haben sich verkleinert und das Verständnis fürei-

nander wuchs. Dieser Effekt findet sich in den gemeinsam 

erarbeiteten Ergebnissen wieder, wirkt aber auch in die Ge-

sellschaft hinein. 

Die Demokratie öffnet sich gerade

In Deutschland trifft das Instrument Bürgerrat bei 

Bürger:innen und Politiker:innen jeglicher Couleur auf große 

positive Resonanz. Gerade entsteht eine Dynamik, die in einer 

echten Öffnung der Demokratie für Bürgerräte münden kann. 

Auch Mehr Demokratie hat dazu maßgeblich beigetragen: 

Bundestagswahl

Durch den von uns initiierten Bürgerrat Demokratie machten 

wir die Fraktionen, Zivilgesellschaft und Bürger:innen auf das 

Thema aufmerksam und zeigten, wie Bürgerräte auf Bundes-

ebene funktionieren können. Diese Erfahrungen bewogen 

den Ältestenrat des Bundestags dazu, den nächsten Schritt 

zu wagen. Die Vertreter:innen aller Bundestagsfraktionen ei-

nigten sich auf einen ersten offiziellen Modell-Bürgerrat zum 

Thema „Deutschlands Rolle in der Welt“ und Mehr Demokra-

tie setzte ihn gemeinsam mit den Durchführungsinstituten 

erfolgreich um. Neben dem Interesse an den erarbeiteten 

Empfehlungen war dieser Bürgerrat für die Bundestagsfrakti-

onen auch ein Test, ob und wie das Instrument Bürgerrat zur 

Unterstützung der parlamentarischen Arbeit taugt. Die Bun-

destagsverwaltung hatte deshalb den Bürgerrat intensiv be-

gleitet und legte im Mai den Fraktionen einen detaillierten 

Bericht vor. Das Ergebnis: Bürgerräte können bundespoliti-

sche Fragestellungen sinnvoll bearbeiten. Zum selben Ergeb-

nis kam auch eine weitere unabhängige wissenschaftliche 

Evaluation. Zudem bescheinigte ein Rechtsgutachten, dass es 

zur Verankerung von Bürgerräten auf Bundesebene keine 

Verfassungsänderung braucht (siehe Seite 14).

Damit liegen alle Fakten auf dem Tisch und der Ball nun bei 

den Abgeordneten und vor allem den kommenden Regierungs-

fraktionen. Jetzt kommt es auf den politischen Willen an. Es 

gibt Anlass zur Zuversicht! Viele Abgeordnete aus unterschied-

lichen Fraktionen sprechen sich für Bürgerräte aus und auch 

die meisten Parteien haben das Thema in ihre Wahlprogramme 

aufgenommen (siehe die Übersicht auf Seite 7).

Juli bis zur Bundestagswahl: 

50 Wahlkreiskampagnen mit div. Aktivitäten in 

den Wahlkreisen

ZEITPLAN

Wahlkampf

dezentral

Bundestagswahl

Koalitionsverhandlungen 

in Berlin

Aufbau Bündnis 

Gemeinsamer Kampagnenstart

lokale Berichterstattung gezielt bundesweite Berichterstattung
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Bundestagswahl

Mitmach-Angebote

Der Erfolg der Kampagne hängt auch vom Engagement ein-

zelner Menschen und Gruppen in den betreffenden Wahlkrei-

sen ab. Deshalb wollen wir Sie dazu einladen, selbst aktiv zu 

werden! Bitte unterstützen Sie uns, indem Sie an den Podi-

umsveranstaltungen in Ihrer Nähe teilnehmen und Anderen 

davon erzählen. Besonders freuen wir uns, wenn Sie an den 

Aktionen vor Ort teilnehmen oder Sie Bürger:innenbriefe an 

Ihre Wahlkreiskandidat:innen initiieren oder mitzeichnen! 

Wir laden Sie auch herzlich zum großen Finale mit zentralen 

Aktionen zu den Koalitionsverhandlungen in Berlin ein! Wenn 

Sie genaue Informationen zur Unterstützung der Kampagne 

erhalten wollen oder Fragen haben, wenden Sie sich bitte an  

mittendrin@buergerrat.de. 

Wir freuen uns auf die vor uns liegenden gemeinsamen 

Aktivitäten! /

www.buergerrat.de

DIE BÜRGERRAT-KAMPAGNE STARTET 

Im Juli startet die Kampagne „mittendrin mit 

Bürgerräten!“. Sie basiert auf den folgenden  

drei Säulen:

1. Zivilgesellschaftliches Bündnis: 

Wir machen öffentlich sichtbar, wie viele 

Organisationen und Menschen hinter der Idee 

der Bürgerräte stehen. Hierfür baut Mehr 

Demokratie momentan ein Bündnis aus organi-

sierter Zivilgesellschaft und Personen des 

öffentlichen Lebens sowie mit Unternehmen und 

Wissenschaftler:innen auf. 

2. 50 Fokusaktionen in Schlüssel-Wahlkreisen:

Nach unserer Analyse kommen Politiker:innen 

aus rund 50 Wahlkreisen in den Koalitionsver-

handlungen eine Schlüsselrolle zu. Diese werden 

wir auf das Thema Bürgerräte aufmerksam  

machen und deren Unterstützung in der Bevölke-

rung aufzeigen. In ihren Wahlkreisen werden wir 

diese Kandidierenden und ihre Konkurrent:innen 

zu Podiumsveranstaltungen zum Thema 

Bürgerräte einladen. Die Veranstaltungen werden 

von vielen Aktivitäten in den Wahlkreisen 

begleitet.

3. Zentrale Aktionen während den Koalitions-

verhandlungen: 

In dieser finalen Phase soll die Forderung in 

entscheidenden Momenten auf kreative Art und 

Weise unterstrichen werden. Daher plant Mehr 

Demokratie zentrale öffentlichkeitswirksame 

Aktionen in Berlin. 

Roman Huber

Geschäftsführender Bundesvorstand 

von Mehr Demokratie.

Johannes Alber

Campaigner für Bürgerräte 

bei Mehr Demokratie.
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Bundestagswahl

Was steht in den 
Wahlprogrammen? 
Demokratiepolitische Forderungen in den Wahlprogrammen –  

ein Überblick von Oliver Wiedemann 
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Bundestagswahl

M
it der Bundestagswahl und einer neuen Regie-

rungskoalition bietet sich erneut die Chance, die 

Demokratie in Deutschland weiterzuentwickeln 

und damit zu stärken. Aber was planen die Parteien für die 

kommende Legislaturperiode? Und wie bewerten wir von 

Mehr Demokratie ihre demokratiepolitischen Vorhaben?

Das Wahlprogramm der Union enthält keine 

substantiellen Aussagen zur politischen Be-

teiligung der Bürger:innen – weder zu direk-

ter Demokratie, noch zu losbasierten Bürger-

räten. Bürgerbeteiligung taucht lediglich im Abschnitt zur 

Verwaltungsmodernisierung auf. In Beteiligungsformaten wie 

etwa Hackathons sollen Bürger:innen an konkreten Lösungen 

mitarbeiten. Auch zu den Themen Lobbyismuskontrolle oder 

der Ausweitung von Transparenzbestimmungen findet sich 

nichts. Etwas konkreter wird das Programm bei der Stärkung 

der Europäischen Demokratie. Das Parlament soll die Möglich-

keit bekommen, Gesetzentwürfe einzubringen. 

Bewertung: Der Ausbau von Bürgerbeteiligung oder Transpa-

renz scheint im Programmprozess keine Rolle gespielt zu ha-

ben. Abzuwarten bleibt also, wie sich die Union in den Koaliti-

onsverhandlungen dazu verhält.

www.cdu.de/artikel/ein-guter-plan-fuer-deutschland

Am deutlichsten für die Ausgestaltung 

von Bürgerräten auf Bundesebene spre-

chen sich die Grünen aus. Jedoch verab-

schieden sie sich von einem klaren Be-

kenntnis zu bundesweiten Volksentscheiden. Lediglich 

„direktdemokratische Verfahren zu einzelnen Beratungsergeb-

nissen“ von Bürgerräten sollen in der kommenden Wahlperio-

de geprüft werden. 

In Bezug auf Parlaments- und Wahlrechtsreformen werben 

sie für eine Reduzierung der Wahlkreise. Die Grünen setzen 

sich für ein verfassungskonformes Paritätsgesetz, ein kom-

munales Wahlrecht für Drittstaatenangehörige und die Ab-

senkung des Wahlalters auf 16 Jahre für die Bundestags- und 

Europawahl ein.

Im Wahlprogramm finden sich viele Ideen für mehr Trans-

parenz – darunter ein Transparenzgesetz sowie die Nach-

schärfung des Lobbyregisters.

Auf EU-Ebene soll ein Teil der Abgeordneten zukünftig über 

transnationale Listen gewählt werden. Das Parlament soll das 

volle Initiativ- und Haushaltsrecht erhalten. Die Europäische 

Bürgerinitiative soll gestärkt werden, indem die Kommission 

gezwungen werden soll, innerhalb eines Jahres nach erfolg-

reicher EBI einen Gesetzesvorschlag vorzulegen, über den 

das Parlament abstimmt. 

Bewertung: Da den Grünen voraussichtlich eine zentrale Rolle 

bei den Koalitionsverhandlungen zukommen wird, stehen die 

Chancen für eine Verankerung von Bürgerräten in der kom-

menden Wahlperiode nicht schlecht. Initiativen für mehr direk-

te Demokratie sind kaum zu erwarten.

www.gruene.de/artikel/wahlprogramm-zur-bundestags-

wahl-2021

Während schon im Wahlprogramm 2017 Volks-

begehren und Volksentscheide nicht mehr ex-

plizit auftauchten, finden sich im aktuellen 

Wahlprogramm der SPD an keiner Stelle mehr 

Aussagen zu Volksentscheiden auf Bundesebene. Dafür fin-

det das Instrument der Bürgerräte Eingang in das Programm, 

wenn auch eher defensiv formuliert: „Wir werden die Erfah-

rungen mit Bürgerräten aufgreifen und es uns zur Aufgabe 

machen, neue Wege der unmittelbaren Beteiligung an staatli-

chen Entscheidungen zu gehen.“ Auch die SPD wirbt für ein 

reformiertes Gemeinnützigkeitsrecht. Der Katalog steuerbe-

günstigter Zwecke soll erweitert werden und politische Arbeit 

zulässig sein. Die Informationsfreiheit soll zu einem Transpa-

renzrecht weiterentwickelt werden. Es soll in der kommenden 

Wahlperiode ein legislativer und exekutiver Fußabdruck ein-

geführt werden. Außerdem möchte die SPD das Wahlalter auf 

16 Jahre senken. Auf Europäischer Ebene will sich die SPD für 

ein EU-weit einheitliches Wahlrecht und für die Stärkung des 

Europäischen Parlaments einsetzen, indem es die vollen Mit-

entscheidungsrechte inklusive Initiativrecht bekommen soll.

Bewertung: Die SPD verabschiedet sich von der direkten De-

mokratie auf Bundesebene und bringt stattdessen Bürgerräte 

ins Spiel, denkt diese Instrumente leider nicht zusammen. Das 

ist umso bedauerlicher, weil die Forderung nach bundesweiten 

Volksentscheiden bisher immer selbstverständlich zu ihrer 

Programmatik gehörte.

www.spd.de/zukunftsprogramm/uebersicht
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Bundestagswahl

Die FDP spricht sich in ihrem Wahlpro-

gramm für Bürgerräte und weitere 

Beteiligungsinstrumente aus. Die repräsen-

tative Demokratie gewinnt durch „neue Instrumente der Betei-

ligung der Bürgerinnen und Bürger außerhalb von Wahlen.  

Entscheidender Adressat und Auftraggeber für mehr Bürger-

beteiligung sind für uns daher die Parlamente, etwa durch ... 

per Zufallsauswahl besetzte Bürgerräte.“ Die Partei möchte 

darüber hinaus die Wahlperiode auf fünf Jahre ausweiten und 

die Anzahl der Wahlkreise verringern. Es soll ein Transparenz-

register eingeführt und das Wahlalter auf 16 Jahre gesenkt 

werden. Die FDP wirbt zudem für einen Europäischen Konvent, 

um eine gemeinsame Europäische Verfassung auszuarbeiten, 

die in einer Volksabstimmung verabschiedet werden soll. Das 

Europaparlament soll mit einem einheitlichen Wahlrecht ge-

wählt werden und zu einem Vollparlament mit Initiativrecht 

ausgebaut werden.

Bewertung: Auch die FDP nimmt Abstand von direkter Demo-

kratie. Hervorzuheben ist, dass sie weiterhin für einen EU-Ver-

fassungskonvent mit abschließender Volksabstimmung wirbt. 

Positiv zu bewerten ist auch die Forderung nach Bürgerräten.

www.fdp.de/bundestagswahlprogramm

Von Bürgerräten hält die AfD nichts. In der Plen-

ardebatte im Mai bezeichnete die Vertreterin der 

AfD diese als Demokratiesimulation und faulen 

Budenzauber. In ihrem Wahlprogramm fordert die AfD Volksab-

stimmungen nach Schweizer Vorbild. So soll das Grundgesetz 

nicht ohne Zustimmung der Bürger:innen geändert werden 

können. Sie fordert sowohl ein Veto- als auch das Initiativrecht 

der Bürger:innen. Auch der Bundestag soll das Recht erhalten, 

Volksabstimmungen einzuleiten. Die AfD will den Bundestag 

um die Hälfte verkleinern, spricht sich für die Begrenzung von 

Mandats- und Amtszeiten aus und plädiert für veränderbare 

Listen bei der Bundestagswahl. 

Bewertung: Die AfD versucht nach wie vor, direkte gegen die 

parlamentarische Demokratie in Stellung zu bringen. Sie 

spricht von einer politischen Klasse, deren vordringliches In-

teresse dem Machterhalt gelte. Direkte Demokratie solle dem 

Einhalt gebieten. Diese Auffassung widerspricht unserer Idee 

von direkter Demokratie, denn direkte Demokratie, Bürgerbe-

teiligung und Parlamentarismus sollten ineinandergreifen. 

Weiteren Aufschluss über die konkreten Vorstellungen gibt 

ein zuletzt eingebrachter Gesetzentwurf. Dieser stellt Volks-

entscheide über parlamentarische Entscheidungen und die 

Rechtsprechung. Das ist weder sinnvoll, noch mit dem Grund-

gesetz vereinbar. Im Volksentscheid beschlossene Gesetze 

sollen nur per Volksentscheid geändert werden dürfen.

www.afd.de/wahlprogramm

 Der Programmentwurf der LINKEN enthält 

umfangreiche Forderungen für mehr Mitbestimmung. Es sol-

len Volksbegehren und Volksentscheide, eine Privatisierungs-

bremse sowie ein Vetorecht für parlamentsbeschlossene Ge-

setze eingeführt werden. DIE LINKE plädiert für losbasierte 

Bürger:innenräte, öffentlich tagende Bundestagsausschüsse, 

eine Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre und das Wahlrecht 

für in Deutschland lebende Migrant:innen auf allen Ebenen. 

Auch DIE LINKE will die Zivilgesellschaft mit einem reformier-

ten Gemeinnützigkeitsrecht stärken. Außerdem setzt sich DIE 

LINKE für mehr Transparenz und Lobbyismuskontrolle ein. 

Sie fordert einen exekutiven Fußabdruck sowie einen unab-

hängigen Lobbybeauftragte:n. Das Informationsfreiheitsge-

setz soll zu einem Transparenzgesetz ausgebaut werden. Sie 

will Spenden an Abgeordnete generell verbieten und sämtli-

che Nebenverdienste veröffentlicht sehen. Auch die EU soll 

demokratischer werden, indem das Parlament das volle Initi-

ativrecht bekommt. Es sollen EU-weite Volksbegehren und 

Volksentscheide und ein Transparenzregister für mehr Lob-

bykontrolle eingeführt werden. 

Bewertung: Viele Forderungen decken sich mit den Positio-

nen von Mehr Demokratie. Positiv hervorzuheben ist, dass 

DIE LINKE weiterhin zur direkten Demokratie auf Bundesebe-

ne steht. Für sie sind Bürgerräte und Volksentscheide kein 

Gegensatz, sondern sich ergänzende Mittel, um die repräsen-

tative Demokratie weiter zu demokratisieren. /

www.die-linke.de/wahlen/wahlprogrammentwurf-2021

Oliver Wiedmann

Büroleiter Mehr Demokratie 

Berlin/Brandenburg.
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Dieter Halbach: Wir sprechen heute darüber, was ihr von 

dem Bürgerrat zu „Deutschlands Rolle in der Welt“ 

gelernt habt. Es war nicht der erste Bürgerrat und wird 

auch nicht der letzte sein. Wir wollen also kreativ über 

zukünftige Perspektiven nachdenken. Was ist euch 

dafür wichtig?

Jascha Rohr: Ich denke, man muss Verbindlichkeit schaffen. 

Es muss eine Form geben, bei der den Bürgern klar ist, wie die 

von ihnen entwickelten Ergebnisse am Ende ganz konkret und 

verbindlich weiterverarbeitet werden. Das muss vorher ge-

schehen und es muss substanziell sein. Es darf nicht allein ein 

„Wir sprechen im Ausschuss drüber“ sein.

Claudine Nierth: Ich finde gut, dass Du das ansprichst, denn 

damit ist im Grunde gleich der schwächste Punkt von Bürger-

räten benannt: wie und wo werden die Ergebnisse aufgegrif-

fen? Ich glaube, das beste, was in diesem Bürgerrat passiert 

ist, war dass die Abgeordneten sich mit den Bürgern getrof-

fen haben. Aus dieser Erfahrung heraus merke ich jetzt im 

Bundestag, wie ernst der Bürgerrat genommen wird. Die In-

halte kommen tatsächlich bis in die Ausschüsse oder die Bür-

gerräte werden von den Fraktionen eingeladen um zu berich-

ten. Die Erkenntnis ist für mich, beim nächsten Bürgerrat die 

Politiker noch mehr ins Agenda-Setting von Beginn einzubin-

den. Es kann geklärt werden, welche Fragen wirklich bespro-

chen werden müssen. So kann die Brücke zwischen Bürger-

schaft und Politik gebildet werden.

Es gibt auch die Überlegung, dass, um Verbindlichkeit 

zu schaffen, über die Ergebnisse des Bürgerrats eine 

Volksabstimmung stattfinden könnte.

Bürgerräte als  
lernende Systeme
Ein Gespräch von MD-Redakteur Dieter Halbach mit Claudine Nierth,  

Jascha Rohr und Anne Dänner

C. N.: Es gibt auf Bundesebene ja noch keine Volksabstimmun-

gen. Viel wichtiger ist, dass es ein geregeltes Verfahren in der 

Geschäftsordnung des Bundestags gibt, welches die Empfeh-

lungen von Bürgerräten auf die Tagesordnung des Bundestags 

setzt. Was anderes ist es in den Bundesländern, dort gibt es die 

Möglichkeit einzelne Ergebnisse eines Bürgerrats auch zum In-

halt einer Volksinitiative zu machen. Langfristig wäre das auch 

eine Perspektive für die Bundesebene, eben die ideale, gegen-

seitige Bereicherung von parlamentarischer, direkter und dia-

logischer Demokratie. 

Anne Dänner: Mir scheint, dass das in Irland gut gelaufen ist, 

weil da von Anfang an feststand, dass zu bestimmten Themen des 

Bürgerrates – nämlich zu den Verfassungsänderungen – auch 

eine Volksabstimmung stattfinden muss. Ich fände es perspek-

tivisch gut, wenn von vornherein feststeht, worüber bundesweit 

abgestimmt werden kann, worüber auf jeden Fall abgestimmt 

wird oder was in den Ausschüssen zur Debatte gestellt wird.

Wie kommt man zu einer Themenauswahl? Jetzt wurde 

oft gesagt, auch von den Teilnehmer*innen, das Thema 

sei zu breit und unbestimmt gewesen.

A. D.: Ich glaube, dass es dann einfacher wird, wenn jemand ein 

echtes Anliegen hat. Bei „Deutschlands Rolle in der Welt“ war 

das Anliegen weniger ein inhaltliches, sondern es ging eher um 

den Prozess an sich. Dieses Anliegen kann auf der Politikseite 

vorhanden sein, könnte aber auch in der Bevölkerung sein. 

Wenn man das jetzt so machen würde wie Claudine das ange-

deutet hat, dass noch enger in den Kontakt mit 

Fachpolitiker*innen gegangen wird, dann würden sich konkrete 

Fragen herauskristallisieren.

Lernen aus dem Bürgerrat
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Wo gibt es eine Anlaufstelle um ein Thema und ein 

Format zu entwickeln?

C. N.: Wir haben das erstmal Koordinierungsstelle genannt. 

Idealerweise braucht es so eine Einheit beim Bundestag, die 

Bürgerräte organisiert, so wie Mehr Demokratie das jetzt über-

nommen hat. Das Thema könnte so wie jetzt auch geschehen, 

im Ältestenrat beschlossen werden. Der Ältestenrat bestimmt 

die Tagesordnung des Bundestags, hier sind die Geschäftsfüh-

rer aller Fraktionen dabei, die können das beschließen. Und 

dann brauchst du auf Seiten der Bundestagsverwaltung ein 

Koordinationsteam, wo 5-10 gute Fachleute sitzen, die das For-

mat fair, transparent und sachlich entwickeln.

J. R. : Wir denken die ganze Zeit institutionell. Meine Frage ist: 

wie können wir innerhalb des Betriebs des Bundestages oder 

auch der Bundesregierung eine neue Art von internem Verfah-

ren zur Initiierung von Partizipationsprozessen entwickeln? In 

einem solchen Verfahren müsste geklärt werden: Welches The-

ma? Welche Fragen? Wer soll beteiligt werden? Wie lange soll 

das dauern? Wann ist der richtige Zeitpunkt? Und so weiter. Ich 

glaube, worum wir die ganze Zeit kreisen ist, dass wir, um Bür-

gerräte durchzuführen, einen transparenten und verbindlichen 

Rahmenprozess dafür brauchen.

A. D.: Die Koordinierungsstelle könnte doch in diesem Fin-

dungs- und Rahmungsprozess auch Bürger*innen anhören, 

etwa in Form von Fokusgruppen. Außerdem sollten Leute ein-

bezogen werden, die mit Wissensvermittlung befasst sind. 

Denn das war zuletzt auch eine Schwierigkeit, dass wir mit 

Expert*innen zu tun hatten, die auf sehr hohem Niveau aber 

nicht immer verständlich gesprochen haben. Wenn man diese 

beiden Komponenten noch an eine solche Koordinierungsstel-

le andocken kann, dann wird es sehr gut.

Da ist die direkte Verbindung zu der Prozessqualität im 

Bürgerrat. Durch die Auswahl der Expert*innen und die 

akademisch geprägte Art der Moderation waren die 

Ergebnisse dieses Mal eher konsensgeschliffen. Wäh-

rend der Diskussionsprozess in den Kleingruppen noch 

mehr diese Differenzierung und Griffigkeit hatte.

C. N.: Wir müssen dafür sorgen, dass das Format fair und aus-

gewogen ist. Wenn die Ergebnisse mittig und konsensorientiert 

sind, entspricht das ja dem, was der Bürgerrat verspricht: Was 

denkt der Querschnitt der Bevölkerung mehrheitlich? Wobei 

ich schon eine Sorge hätte, wenn die Zusammensetzung des 

Bürgerrats vermuten lässt, dass alle Teilnehmenden aus einer 

Je mehr Erfahrung und Vertrau-
en sich zu dem Format entwi-
ckelt, desto mehr können wir 
Freiheit und Raum lassen, für 
die Magie des Unplanbaren und 
der Begegnung.

Jascha Rohr, Mitgründer und Geschäftsführer des Instituts 

für partizipatives Gestalten

politischen Denkrichtung kommen. Gegensätzliche Positionen 

müssen sichtbar werden und auf das White-Board nicht nur die 

„tollen“ Sachen kommen, sondern auch die Punkte, wo Men-

schen kritisieren und problematisieren, dort wo Menschen sich 

bewusst sind, dass sie eine Minderheitenmeinung vertreten. 

Aber am Ende entwickeln sich eben die Empfehlungen heraus, 

die die meiste Zustimmung im Bürgerrat erfahren.

J. R.: Da kann man wenig dran machen, weil die Methodik letzt-

endlich einem Wasserfallmodell gleicht. Das heißt, es wird im-

mer wieder verkürzt, randständige Meinungen scheiden aus. 

Es ist ein methodischer Mainstreamingprozess. Das ist so ge-

wollt, ist aber auch problematisch.

A. D.: In der Evaluation wird auch der Eindruck geschildert, 

dass durchaus Kontroversen stattgefunden haben. Sehr kon-

Lernen aus dem Bürgerrat
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Pinnwand kleben, sondern Prozesse so gestalten, dass die Kris-

talle erkennbar werden.

Wenn eine Person, die sonst rausfällt einen Raum 

bekommt und richtig angesprochen wird, kann das eine 

ganz wesentliche Erkenntnis sein, die sie einbringt. Mit 

welcher Methodik oder Haltung kann diese unsichtbare 

Ebene, die eben auch immer passiert, sichtbar gemacht 

werden und wie kann daraus eine Erkenntnis gewonnen 

werden?

C. N.: Du meinst, wenn jemand emotional aussteigt oder be-

troffen ist? Das ist der Moment, wo ich sage, argumentativ ist 

da nichts zu holen, weil ich damit nicht auf die emotionale Ebe-

Bezüglich der Experten müssen 
es nicht immer Professoren sein. 
Aus Afghanistan hätte mir auch 
eine Bürgerin geholfen. Es kön-
nen wirklich Betroffene sein, die 
auch sprechen können. 

Claudine Nierth, Bundesvorstandssprecherin  

von Mehr Demokratie

servative oder sogar rechte Positionen bilden sich in den Er-

gebnissen nicht ab, sind aber in den Tischdiskussionen schon 

vorgekommen. Wenn wir erlebbarer machen, wie diese Debat-

ten stattfinden, dann kann das Vertrauen in das konsensuale 

Ergebnis da sein, weil klar ist, es dürfen auch randständige Po-

sitionen artikuliert werden, auch wenn sie am Ende nicht die 

Mehrheit bekommen.

Der deutsche Ethikrat arbeitet so, dass er versucht, einen 

Konsensbereich zu finden und er arbeitet mit ausformu-

lierten und konträren Minderheitenpositionen. Dadurch 

gibt es Möglichkeiten, auch für die Politik, vielleicht in 

neue Denk- und Handlungsbereiche zu kommen.

J. R.: Das finde ich super und kann mir das gut vorstellen. Man 

könnte schon deutlicher machen, dass es bestimmte Meinun-

gen gibt, für die es keine Mehrheit gab. Hier könnte man „Mei-

nungs-Paten“ benennen, die an ihrer Position weiter festhal-

ten und diese über den weiteren Prozess weiterdenken dürfen. 

Vielleicht tun sich dann im weiteren Verlauf noch andere zu-

sammen. Da müsste dann die Möglichkeit geschaffen werden, 

dass diese Teilnehmenden hin und wieder miteinander reden 

und nochmal versuchen ihre Meinung so zu fassen, dass sie 

überzeugend sein kann für andere (Stichwort: Enklavendelibe-

ration). Dann kann man die verschiedenen Meinungen neben-

einander stellen und ein Stimmungsbild machen. Das wäre 

eine Idee.

Gibt es weitere Prozessgedanken?

A. D.: Ich meine, es sind zwei paar Schuhe von Kompetenz, die 

es braucht. Das eine ist die Moderations-Kompetenz und die 

andere ist die inhaltliche. Ich glaube, es ist eine Überforderung 

einzelner Moderator:innen, das beides zu können. Ein Team 

wäre gewinnbringend.

C. N.: Bezüglich der Experten müssen es nicht immer Professo-

ren sein. Aus Afghanistan hätte mir auch eine Bürgerin gehol-

fen. Es können wirklich Betroffene sein, die auch sprechen kön-

nen. Und um einen Bürgerrat moderieren zu können muss man 

speziell geschult sein. Es sind so viele unterschiedliche Anfor-

derungen die erfüllt werden müssen. Du musst absolut neutral 

und die ganze Zeit so gelassen sein, dass du siehst, ob „Lies-

chen Müller“ bereits nach wenigen Augenblicken hinten runter 

fällt und immer stiller wird und stattdessen „Dr. Peter Hansen“ 

redet und redet. Dann muss man als Moderator eingreifen. Es 

braucht aber auch Fähigkeiten, um die wirklich hilfreichen Per-

len der Beiträge zu erkennen, also nicht nur Post-Its an die 

Lernen aus dem Bürgerrat
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ne komme. Man muss auch lernen auf der emotionalen Ebene 

zu kommunizieren und diese auch moderierend einbeziehen. 

Die im Raum stehende Emotion, z. B. Wut oder Angst, muss 

Platz haben, sie muss wahrgenommen und in ihrer Existenz 

bestätigt werden, dann kann sich das System entspannen. In 

diesem bewussten Moment wird etwas passieren. Man wird auf 

jeden Fall nicht mehr gegeneinander argumentieren, sondern 

viel eher der Frage nachgehen, woher eine Angst kommt. Da-

für braucht es Moderationskompetenz. Es müssen eben alle 

Positionen wirklich einbezogen und integriert werden.

J. R.: Was du gerade ansprichst ist der Grund, warum wir das 

alle machen. Wir sehnen uns nach diesen magischen menschli-

chen Momenten. Alle wollen, dass am Ende genau so etwas 

passiert wie in Irland, die Begegnung des Homosexuellen und 

des Homophoben. Das wollen wir, dann sind wir berührt. Des-

wegen machen wir das und sind ernüchtert, wenn die Leute 

„nur“ miteinander diskutieren. Nur: diese Momente bekommt 

man nicht über Steuerung. So eine Magie entsteht aus Souve-

ränität, Professionalität, dem Kairos, der richtigen Begegnung. 

Man kann das alles fördern und den Raum kreieren. Je mehr 

souveräne, prozesserfahrene, in sich reife Menschen in diesem 

Prozess wirken, desto eher schaffen wir eine Möglichkeit für 

diese Magie.

A. D.: Man braucht vielleicht also eine Art Open-Space, wo man 

nicht so sehr versucht zu führen, sondern eher der Raum ge-

halten wird. Man könnte beispielsweise bei jeder Session, wo 

inhaltliche Dinge besprochen werden, eine kleine Runde einfü-

gen, eine Art Emotionsrunde. Dort kann sich dann darüber 

ausgetauscht werden, wie es einem gerade geht. Klar braucht 

das auch Übung, aber dann gäbe es den Raum, wo das passie-

ren kann.

J. R.: Die methodischen Planungen, die wir momentan spielen, 

sind komplett gesteuert, auf die Minute, von vorne bis hinten, 

bis in jedes Detail. Das gewährleistet die höchstmögliche Si-

cherheit des Verfahrens gegenüber den Auftraggebenden und 

schafft für diese Vertrauen. Deswegen werden diese sehr de-

taillierten Vorbereitungen auch eingefordert. Da wir was Neu-

es machen, ist die Angst Risiken einzugehen bei allen groß. Wir 

wollen ja nicht, dass die ganze Aufbauarbeit von zig Jahren 

umsonst war. Je mehr Erfahrung und Vertrauen sich zu dem 

Format entwickelt, desto mehr können wir aber Freiheit und 

Raum lassen, für die Magie über die wir gerade gesprochen 

haben. Ich würde mir z.B. wünschen, dass das Agenda-Setting, 

also die Entwicklung von Themen und Fragen auch schon den 

Bürger*innen überlassen wird und sie auch ihr eigenes metho-

disches Vorgehen viel stärker selbst bestimmen können. Diese 

Form von Freiräumen haben wir aktuell noch nicht. Aber die 

kriegen wir mit mehr Routine und Vertrauen in das Format.

C. N.: Jascha, da sagst du das Stichwort. Das sind lernende 

Systeme. Jeder weitere Bürgerrat wird zwangsläufig besser als 

der vorherige. Ich sehe, wie ihr jetzt den Klimarat macht und 

sehe, wo ihr aus den Fehlern gelernt habt. Da bekomme ich so 

ein Vertrauen in das lernende System und das ist ein zentraler 

Bestandteil von Bürgerräten. /

Ich meine, es sind zwei paar 
Schuhe von Kompetenz, die 
es für den Beratungsprozess 
braucht. Das eine ist die Mode-
rations-Kompetenz und die 
andere ist die inhaltliche.

Anne Dänner, Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit 

bei Mehr Demokratie
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Lernen aus dem Bürgerrat

D
er Bürgerrat, „Deutschlands Rolle in der Welt“ war im 

doppelten Sinne ein Wegweiser: Denn es ging nicht 

nur um Empfehlungen für die Außenpolitik, sondern 

auch um die Frage, was sich für die Zukunft über das Instru-

ment lernen lässt. Die Erfahrungen aus diesem Bürgerrat ent-

scheiden mit, welche Rolle Bürgerräte zukünftig in der Bun-

despolitik spielen.

Deshalb waren auch gleich mehrere Wissenschafts-

Teams dabei. Ein siebenköpfiges Team vom Institut für De-

mokratie- und Partizipationsforschung (IDPF) der Bergi-

schen Universität Wuppertal und dem Institute for Advanced 

Sustainability Studies (IASS) Potsdam hat den Bürgerrat von 

der Entstehungsphase bis zur Nachbereitung untersucht. Zu-

sätzlich hat Mehr Demokratie ein Rechtsgutachten bei dem 

Verwaltungsrechts-Experte Prof. Dr. Jan Ziekow von der Uni-

versität Speyer beauftragt. Auch der Bundestag selbst hat 

den Bürgerrat begleitet. Fast gleichzeitig mit dem Evaluati-

onsbericht der Institute wurde im Mai der „Bericht der 

Bundestagsverwaltung zum Modellprojekt Bürgerrat“ vorge-

legt. „Das, was wir in den letzten Monaten gelernt haben, 

hätte sonst 20 Jahre gedauert“, sagte ein Mitarbeiter aus 

der Begleitgruppe des Bundestags.

Bitte mal kurz innehalten und würdigen:

Wir haben transparent für alle etwas Neues ausprobiert, zu-

sammen mit ganz unterschiedlichen Akteur:innen einen 

Lernprozess gemacht und die Demokratieentwicklung vor-

angebracht!

FORSCHUNGSPROZESSE UND ERGEBNISSE

Das IASS und das IDPF haben „klassische“ 

Evaluationsmethoden genutzt: quantitative 

Befragungen, teilnehmende Beobachtungen und 

ausführliche qualitative Interviews mit Durchfüh-

renden und Teilnehmenden. Zusätzlich hat eine 

sogenannte formative Evaluation geholfen, den 

laufenden Bürgerrat zu verbessern: Bereits 

während der Evaluation wurden Erkenntnisse an 

Initiator:innen und Durchführende weitergege-

ben. Für das Rechtsgutachten hat Professor 

Ziekow überprüft, wie die Einleitung und 

Rahmensetzung von Bürgerräten a) durch das 

Parlament, b) durch die Regierungen und c) 

durch Unterschriftensammlung (per Bürgerrats-

Initiative) möglich ist und ob dies in der Verfas-

sung, per Gesetz oder auf anderem Weg geregelt 

werden muss.

Alle Infos gibt es hier: 

www.deutschlands-rolle.buergerrat.de/aktuelles/

gute-noten-fuer-den-buergerrat/

Als Ergänzung zum  
Parlament geeignet … 
und rechtlich kein Problem!
Der Bürgerrat zur Außenpolitik wurde wissenschaftlich begleitet – 

Anne Dänner fasst die Ergebnisse zusammen.
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Lernen aus dem Bürgerrat

Was kam heraus?

Alle Wissenschaftler:innen kommen zu dem Ergebnis: Grund-

sätzlich sind Bürgerräte geeignet, um die Bevölkerung in der 

Bundespolitik stärker zu beteiligen und den Abgeordneten 

einen Wegweiser für ihre politischen Entscheidungen zu lie-

fern. Damit das gut funktioniert, sollten eine Reihe von Bedin-

gungen erfüllt sein.

Institutionelle Einbettung: Politische Akteur:innen und die 

zuständigen Verwaltungsstellen sollten in allen Phasen mit 

eingebunden werden.

Gesellschaftliche und mediale Anbindung: damit der Pro-

zess auch über die Gruppe der Beteiligten hinaus wirkt.

Hohe Meinungsvielfalt: Durch das Losverfahren wird eine 

größere Bandbreite von Menschen mit eingebunden.

Geeignete Themenauswahl: Gut sind Fragen, die brisant und 

relevant, kontrovers, greifbar und möglichst konkret sind.

Einbindung von Expertise: Es kommt dabei nicht nur auf das 

Fachwissen, sondern auch auf verständliche Vermittlung und 

unterschiedliche Sichtweisen an.

Deliberationskultur: Die Diskussionen im Bürgerrat sollten 

möglichst viele Aspekte und Menschen mit einbeziehen. Eine 

Moderation, die den Prozess strukturiert, Fakten klärt und 

eine gute Atmosphäre schafft, sind besonders wichtig.

Angemessene Ressourcenverteilung: Es muss genug Zeit, 

Geld und Personal eingeplant werden.

Was lief gut? Was geht besser?

Das Online-Verfahren hat sich bewährt. Die Hälfte der Teil-

nehmenden war vorher noch nie bei einer Online-Konferenz 

dabei. Trotzdem wurde der Online-Prozess nach dem Bürger-

rat noch besser bewertet als vorher. Auch die Einbindung von 

Expert:innen aus aller Welt und die Vereinbarung der Sitzun-

gen mit den sonstigen Lebensumständen waren dadurch 

leichter. Die Begegnung ist natürlich weniger intensiv als bei 

einem richtigen Treffen, da der Austausch in den Pausen und 

auch über nonverbale Kommunikation nur eingeschränkt 

möglich ist. Für die Zukunft sind daher Hybrid-Formate, also 

eine Mischung aus Online- und Offline-Treffen, eine interes-

sante Möglichkeit.

Die Zusammensetzung des Bürgerrats bildete die Bevölke-

rung in ihrer Vielfalt insgesamt gut ab. Das heißt, die verschie-

denen Altersgruppen, Geschlechter, Regionen, Lebensum-

stände, politischen Einstellungen, Menschen mit und ohne 

Migrationshintergrund waren gut gemischt. Allerdings: Der 

Anteil der Menschen mit Hauptschulabschluss konnte im Ver-

gleich zum Bürgerrat Demokratie (7,0 Prozent) zwar gestei-

gert werden, lag mit 10,6 Prozent aber immer noch deutlich 

unter dem Anteil an der Gesamtbevölkerung (28,6 Prozent).

Die Einbindung aller Beteiligten funktioniert gut, wenn die 

Teilnahme-Hürde erstmal überwunden ist. Im Bürgerrat ka-

men alle politischen Meinungen zu Wort, obwohl etwas mehr 

Grünen- und CDU/CSU-Wähler:innen dabei waren. In den 

Kleingruppen hat die Evaluation festgestellt, dass auch rand-

ständigere Positionen Gehör fanden. Durchgesetzt haben 

sich letztlich aber gemäßigtere und gemeinwohlorientierte 

Empfehlungen. Damit Kontroversen und Dilemmata trotzdem 

nicht ausgeblendet werden, könnten sie z.B. von der Modera-

tion mit festgehalten werden und auch ins Bürgergutachten 

einfließen.

Die Zufriedenheit mit dem Bürgerrat-Prozess war bemer-

kenswert hoch: Auch von denjenigen, die mit den inhaltlichen 

Ergebnissen nicht so zufrieden waren, zeigten sich 93,8 Pro-

zent zufrieden mit dem Bürgerrat selbst. Besonders positiv 

fanden ihn übrigens Schüler:innen und Menschen mit Haupt-

WIE KANN EIN BÜRGERRAT DIE GANZE 

VIELFALT ABBILDEN?

Das ist ein großes Thema, wie auch die Nachfra-

gen von Politiker:innen, Medienleuten und 

Teilnehmenden an den beiden Online-Veranstal-

tungen zur Evaluation gezeigt haben. Einig sind 

sich die Wissenschaftler:innen aber in einem: Es 

macht keinen Sinn, das Losverfahren zu verzer-

ren, indem man gezielt mehr Personen aus einer 

bestimmten Gruppe hinzunimmt. Wenn man zum 

Beispiel die Meinung von Menschen mit unter-

schiedlichen Identitäten und sexuellen Orientie-

rungen besonders berücksichtigen will, bieten 

sich andere Verfahren wie Fokusgruppen oder 

Runde Tische an. Im Rahmen des Losverfahrens 

gibt es aber auch noch nicht ausgeschöpfte 

Möglichkeiten, zum Beispiel die „aufsuchende 

Beteiligung“. Wenn sich nach der Zufallsauswahl 

vor allem Menschen mit höheren Bildungsab-

schlüssen auf die Einladung zurückmelden, 

werden nochmal gezielt Leute mit niedrigeren 

Bildungsabschlüssen angerufen oder sogar 

besucht. Auch durch die Expert:innen-Auswahl 

können Stimmen hörbar gemacht werden, die 

sonst zu kurz kommen – so könnten zum Beispiel 

Obdachlose, die sonst schwer für einen Bürgerrat 

zu gewinnen sind einen Input geben. Dabei ist ein 

wichtiger Hinweis der Evaluation, dass nicht nur 

Fachleute, sondern auch Menschen mit direkten 

Erfahrungen angehört werden, im Falle von 

Deutschlands Außenpolitik beispielsweise aus 

Menschen aus Kriegs- oder Krisengebieten.
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schulabschluss. Das Herzstück des Bürgerrats ist die Klein-

gruppen-Diskussion. Viele Teilnehmende wünschen sich 

mehr aktive Zeit, in der sie selbst debattieren und reflektie-

ren, im Vergleich zur passiven Zeit mit Expert:innen-Input 

und in den großen Plenums-Runden.

Eine wichtige Erkenntnis aus allen drei bisherigen Bür-

gerräten auf Bundesebene (Demokratie, Außenpolitik und 

Klima) ist übrigens: Es gibt kein Patentrezept für gute Bür-

gerräte. Jedes Verfahren muss je nach Thema und Rahmen-

bedingungen neu gestaltet werden, so wurde z.B. beim Bür-

gerrat Klima zusätzlich zu den soziodemografischen Faktoren 

die Grundeinstellung zum Klimaschutz abgefragt, um eine 

gute Durchmischung der Teilnehmenden zu erreichen.

Rechtlicher und politischer Rahmen: Was ist möglich 

und sinnvoll?

Das Rechtsgutachten von Prof. Ziekow stellt klar: Es gibt 

rechtlich keinen Grund, auf bundesweite Bürgerräte zu ver-

zichten. Je nachdem, was geregelt werden soll, z.B. ein Anhö-

rungsrecht oder eine Befassungspflicht, geht das per Be-

schluss, Gesetz oder Verfassungsänderung. Am einfachsten 

ließen sich Bürgerräte in der Geschäftsordnung des Bundes-

tags verankern. So könnte auch die von IASS und IDPF vorge-

schlagene „Organisationseinheit Partizipative Demokratie 

beim Deutschen Bundestag“ eingesetzt werden, die sich um 

Koordination und sinnvolle Anbindung von Bürgerräten an 

das Parlament kümmern soll. Denn hier ist sich die Wissen-

schaft mit 89 Prozent der Bürgerrats-Teilnehmenden einig: 

Politische Verbindlichkeit im Umgang mit Bürgerräten ist 

wichtig.

Mittelfristig sollten nicht nur der Bundestag und die Re-

gierung Bürgerräte anschieben können, sondern auch die 

Bürgerschaft. In Berlin war gerade die erste Volksinitiative 

für einen landesweiten Bürgerrat zum Thema Klima erfolg-

reich. Ähnliches ist laut Rechtsgutachten auch auf Bundes-

ebene denkbar: Mit 200.000 Unterschriften könnte ein Bür-

gerrat empfohlen werden und bei 500.000 Unterschriften 

müsste das Parlament einen Bürgerrat auf den Weg bringen 

– dafür allerdings wäre dann eine Verfassungsänderung nö-

tig. Mehr Demokratie hat ein eigenes Diskussionspapier zur 

Einleitung von Bürgerräten vorgelegt und ist gespannt auf 

die weitere politische Debatte. /

Institutionalisierung von 

losbasierten Bürgerräten auf 

Bundesebene

Anne Dänner

Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit 

bei Mehr Demokratie.
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Buchankündigung

Buchankündigung

Mit „Die Demokratie braucht uns!“ legt Claudine Nierth, unsere Bundesvorstandssprecherin von  

Mehr Demokratie, kurz vor der Bundestagswahl 2021 ein leidenschaftliches und persönliches  

Plädoyer für ein stärkeres Miteinander vor. Seit Jahrzehnten kämpft die Politaktivistin, Künstlerin  

und Trägerin des Bundesverdienstkreuzes für einen politischen und gesellschaftlichen Wandel  

und fordert eine Weiterentwicklung unserer Demokratie.

Was wäre, wenn ein Team an der Spitze unseres Landes regieren würde? Sollten die Koalitions

verhandlungen von externen Moderatoren begleitet werden? Brauchen wir Gesetze mit Haltbarkeits-

datum? Wie kann uns die Konfliktforschung helfen, ein besseres Miteinander zu schaffen? Aus ihrer 

langjährigen Erfahrung gibt Claudine Nierth mit Co-Autorin Katharina Höftmann Ciobotaru anschau-

liche Einblicke in das politische Alltagsgeschehen, verdeutlicht die Möglichkeiten und Grenzen des 

politischen Handelns und zeigt, dass eine erlebbare Demokratie mit Volksabstimmungen und Bürger-

beteiligung zu einer zufriedeneren Gesellschaft führen kann.

Claudine Nierth: 

Die Demokratie braucht uns!

Für eine Kultur des Miteinander.

ISBN 978-3-442-31646-5

€ 18,00

GOLDMANN Verlag

Erscheinungstermin:

13. September 2021 
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Brauchen wir die digitale 
Demokratie?! – Teil 1 
Sarah Händel stellt Beispiele vor – dieses Mal aus Estland und Deutschland

D
emokratie findet zwischen den 

Menschen statt – wenn wir ein-

stehen für Positionen, wenn wir 

uns öffnen für andere Perspektiven, 

wenn wir gemeinsam etwas Neues ent-

stehen lassen. Wegen Corona konnten 

wir das im letzten Jahr größtenteils nur 

online tun und das hat vor allem eines 

gezeigt: viel mehr Menschen haben sich 

beteiligt! Deswegen war es für Mehr De-

mokratie an der Zeit, eine Konferenz zu 

organisieren, in der wir fragten: Was be-

deutet das Digitale für die Demokratie? 

In zwei Teilen berichten wir hier über die 

dortigen Impulse zu diesem hoch rele-

vanten Thema, dass bisher viel zu wenig 

im Fokus stand.

Wenn es um die Digitalisierung von 

Demokratien geht, bewegen wir uns in 

einer ungeheuren Spannbreite. In die-

ser Artikelfolge werden zwei Länder 

vorgestellt, die der Zeit weit voraus 

sind: Estland und Taiwan. Was kann 

Deutschland von ihnen lernen und wo 

stehen wir überhaupt?!

Zunächst berichtet uns der ehe-

malige estnische Informationsbeauf-

tragte, Taavi Kotka von Estland als 

der digitalsten Demokratie der Welt. 

Das kleine Land hat die Unabhängig-

keit von der Sowjetunion genutzt, um 

seinen ganz eigenen Weg einzuschla-

gen für seine Bürger:innen, aber vor 

allem auch für Investitionen attraktiv 

zu sein. In einem Land mit nur 1,3 Mil-

lionen Einwohner:innen, aber einer 

Landmasse größer als die Schweiz, ist 

es nicht leicht, als Verwaltung überall 

präsent zu sein und guten Service zu 

gewährleisten. Die Lösung war: Wir ma-

chen alles online. Seit 2001 können die 

Bürger:innen mit einem digitalen Aus-

weis (E-ID) alle Verwaltungsakte online 

erledigen, 2005 wurde dann die On-

line-Wahl eingeführt, 2007 war jeder 

Service auch über das Smartphone zu-

gänglich und 2014 wurde Estland zum 

weltweit ersten Land, das eine virtuelle 

Staatsangehörigkeit einführte. Auch 

externe Akteure können so über eine 

digitale Identität Steuererklärungen 

abgeben und Bankkonten eröffnen. 

Eine erfolgreiche Strategie, um Kapital 

anzuziehen.

Die Est:innen wurden von manchen 

dieser Entwicklungen wohl etwas über-

rumpelt, doch heute gehört es zum estni-

schen Selbstverständnis, ein sogenann-

ter E-Believer zu sein. Digitalisierung im 

privaten wie im öffentlichen Sektor sind 

Taavi Kotka, 

ehem. Digitalisierungsbeauftragter 

Estlands/CIO
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Alltag geworden und bieten viele Vortei-

le, zum Beispiel wenn per Klick die eigene 

Gesundheitsakte für jeden Arzt einseh-

bar ist und man sich die Schlange beim 

Behördengang spart. Auch sorgt das Di-

gitale für Transparenz und wirkt einer 

Kultur der Korruption entgegen, wie sie 

in sowjetischen Zeiten dominant war.

In Estland wird die Digitalisierung 

genutzt, um bestehende Strukturen ef-

fizienter zu organisieren, weniger je-

doch, um die Demokratie offener zu 

machen und die Menschen strukturell 

mehr und besser zu beteiligen. Allein 

die Online-Wahl senkte eine Barriere 

der demokratischen Teilhabe und er-

höhte die Wahlbeteiligung bisher mo-

derat um ca. 5 Prozent. Mittlerweile ist 

sie auch gut etabliert: bei der letzten 

Wahl 2019 machten schon 28 Prozent 

aller Wahlberechtigten (entsprach 44 

Prozent der Wählenden), von ihr Ge-

brauch. Und gab es anfangs noch grö-

ßere Unterschiede zwischen den Al-

tersgruppen, gleichen diese sich mit 

der Zeit anscheinend aus.

Als Perspektive für Deutschland 

sieht Linus Neumann vom Chaos Com-

puter Club hingegen die Online-Wahl 

sehr kritisch und findet, dass sie genau 

der falsche Ansatzpunkt für eine Digi-

talstrategie ist. Der Grund ist einfach: 

die Menschen verstehen nicht, wie so 

ein System funktioniert. Elektronische 

Wahlsysteme, die sicherstellen, dass 

die Wahl geheim und trotzdem über-

prüfbar ist, sind hochkomplex. Wenn es 

dann nach einer Wahl Behauptungen 

gibt, dass es Manipulationen gegeben 

habe, wäre die Regierung nicht in der 

Lage, den Menschen nachvollziehbar 

darzulegen, warum das nicht der Fall 

war. Genau das muss aber möglich sein, 

sonst besteht die Gefahr, dass Men-

schen das Vertrauen in die Wahl verlie-

ren und damit der Demokratie den Bo-

den entziehen. Genau so argumentiert 

auch das Bundesverfassungsgericht 

und urteilte 2009, dass die Online-Wahl 

derzeit noch nicht verfassungskonform 

organisierbar ist.

Nach Meinung von Neumann ist es 

zum jetzigen Zeitpunkt viel zentraler, 

unsere generelle Herangehensweise 

bei der Entwicklung digitaler demokra-

tischer Infrastruktur zu verändern. 

Denn es gibt ja auch in Deutschland 

eine E-ID, es benutzt sie nur kaum je-

mand und das sei kein Zufall. Seine Er-

klärung: Wenn wir in Deutschland etwas 

aufbauen wollen, dann diskutieren wir 

hinter verschlossenen Türen und jeder 

bringt seine Anforderungen ein. Dann 

gibt es Kompromisse und noch mal 

Kompromisse und am Ende kommt ein 

kompromittiertes System dabei heraus. 

Deutschlands Fixierung auf Hierarchien 

hat zur Folge, dass unsere digitalen Sys-

teme schlicht die Vergangenheit kopie-

ren, weil sie weder den Mut noch den 

Anspruch haben, traditionelle Hierar-

chien und Machtmonopole aufzubre-

chen. So enden Anwendungen wie die 

E-ID notwendigerweise als kaum ge-

nutzte Ruine.

Und dann kommt Neumann noch 

auf einen ganz grundsätzlichen Kon-

flikt zu sprechen. Der Konflikt zwischen 

nachhaltig und dezentral aufgebauten 

Systemen, die die Demokratie stützen 

und zentralistischen Systemen, die cool 

und futuristisch anmuten und mit de-

nen sich leicht Geld verdienen lässt. 

Wenn es zu digitaler Infrastruktur 

kommt, muss die zentrale Frage sein: 

Wem dienen diese Systeme? Dienen sie 

kapitalistischen Interessen einzelner, 

wie die Massenmanipulation auf Face-

book zu Werbezwecken oder stehen sie 

im Interesse der Vielen? Und das ist 

laut Neumann eine Frage, die nicht nur 

bei der Digitalisierung aufkommt. Wir 

haben das gleiche Problem auch zum 

Beispiel beim Klimawandel. Ein nach-

haltiges System aufzubauen dauert 

Sarah Händel

Landesgeschäftsführerin 

Baden-Württemberg.

lange, ist hochkomplex und wird erst 

nach einiger Zeit seinen Nutzen zeigen, 

deswegen setzen wir auf schnelle, be-

dürfnisorientierte Lösungen privater 

Akteure, die oft nicht nachhaltig sind. 

Der Staat muss sich dringend dafür ein-

setzen, dass dezentrale, nachhaltige 

Lösungen entwickelt werden, sonst 

wird unsere Gesellschaft weiter über-

rannt, von der kapitalisierten Digitali-

sierung im Interesse der Wenigen.

Und genau dieser Herausforderung 

hat sich Taiwan gestellt. Audrey Tang, 

die Digitalministerin Taiwans, hat uns 

einen beeindruckenden Einblick gege-

ben, wie das Digitale im Interesse aller 

die Demokratie offener, empathischer 

und intelligenter machen kann. Lesen 

Sie mehr darüber im Teil 2 zur digitalen 

Demokratie im nächsten MD-Magazin! /

Die Konferenz finden Sie 

hier zum Nachschauen: 

youtu.be/6qUYi9AC4K4

Linus Neumann vom Chaos Computer Club 
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Bürgerentscheide 
und Bürgerräte 
zusammen denken 
Ein Bericht über die Anfänge einer neuen Kultur – 

von Susanne Socher
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Bürgerbeteiligung und Bürgerentscheide

A
uf den ersten Blick wirkt die Idee, mit Bürgerentschei-

den Bürgerräte einzusetzen, ungewöhnlich. Seit vie-

len Jahren sehen alle Bundesländer die Möglichkeit 

vor, mittels Bürgerbegehren und Bürgerentscheid die Politik 

aktiv und vor allem verbindlich mitzugestalten. Um das Recht, 

Sachfragen auf kommunaler Ebene – die normalerweise von 

gewählten Vertreter:innen entschieden werden – zu den 

Bürger:innen zurückzuholen, wurde jahrelang gerungen. Ein-

zelne Themen, die auch im Gemeinderat entschieden werden, 

können jetzt überall durch die Bürger:innen behandelt werden 

und Stadt- und Gemeinderatsbeschlüsse ersetzen. Die Würdi-

gung, dass die Bürger:innen als Souverän auftreten, findet 

hier in besonderem Maße ihren Ausdruck. 

In der Vergangenheit wurden Bürgerbegehren und Bür-

gerentscheide, also die Instrumente direkter Demokratie, im-

mer in Abgrenzung zu Bürgerbeteiligungsverfahren betrach-

tet. Während die unterschiedlichsten Methoden der 

Bürgerbeteiligung lediglich eine beratende Funktion über-

nahmen, wurden mit ihnen immerhin verbindliche Entschei-

dungen getroffen. Daran hat sich nichts geändert. Dennoch 

erleben wir nun mit den Bürgerräten eine Weiterentwicklung 

der Demokratie dahingehend, dass die beiden Säulen, die di-

rekte und die dialogische Demokratie, mehr und mehr zu-

sammen gedacht werden. Und das ist sinnvoll! Auch auf kom-

munaler Ebene werden Entscheidungen komplexer und die 

Menschen möchten beteiligt werden, mischen sich ein. Da 

liegt es nahe, sowohl die Beratungskompetenz der 

Bürger:innen als Expert:innen des Alltags vor Ort, als auch 

die Entscheidungskraft derselben im politischen Prozess mit-

einzubeziehen.

Doch das ist im kommunalpolitischen Tagesgeschäft Neu-

land. So verwundert es zunächst nicht, dass Initiativen, die 

mittels Bürgerbegehren ein Bürgerbeteiligungsverfahren 

fordern, noch rar gesät sind und erst einmal auf Vorbehal-

te stoßen. Setzt es doch einen neuen Denkansatz voraus. 

Es setzt voraus, dass Politiker:innen aktiv die Kompetenz 

der Bürger:innen miteinbeziehen und sie als wichtigen Rat-

geber im Entscheidungsfindungsprozess um ein Thema an-

erkennen. Politik wird so zu einem echten Miteinander. Es 

sind verschiedene Verbindungsmöglichkeiten von direkter 

und dialogischer Demokratie denkbar. Mittels eines Bürger-

beteiligungsverfahrens kann zunächst das Thema aufge-

fächert und priorisiert werden. Da stünde ein Beteiligungs-

verfahren am Anfang. Im Anschluss könnte dann in einem 

Bürgerentscheid über mögliche Alternativen abgestimmt 

werden. Ebenso könnte nach einer Grundsatzentscheidung 

durch einen Bürgerentscheid die weitere Ausgestaltung und 

der Umgang mit dem Thema in einem Beteiligungsverfah-

ren erarbeitet werden. Ebenso denkbar ist aber auch, nach 

einem Bürgerbegehren und vor dem Bürgerentscheid eine 

weitere Alternative in einem Beteiligungsprozess mit zur Ab-

stimmung zu stellen. Das würde das Argument entkräften, 

dass es am Ende nur eine Entscheidung dafür oder dagegen 

gibt. Oftmals braucht es Kreativität, um weitere Lösungen zu 

kreieren. Dafür sind Bürgerbeteiligungsverfahren eine gute 

Möglichkeit.

Nun gibt es in der Praxis noch eine weitere Kombination: 

mit einem Bürgerentscheid wird ein Bürgerbeteiligungspro-

zess gefordert. Den Bürger:innen gefiel schlicht nicht, was 

gewählte Vertreter:innen und Experten erarbeitet hatten. 

Sie wollten miteinbezogen werden. So fand in Memmingen 

(im Allgäu) ein Bürgerentscheid statt und war erfolgreich. 

Die Bürger:innen entschieden, dass die Planung für die Um-

gestaltung des Bahnhofareals gestoppt und stattdessen mit 

einem Bürgerbeteiligungsverfahren neu aufgesetzt werden 

soll. Auch in Amberg (Oberpfalz) läuft derzeit ein Bürgerbe-

gehren, welches eine Planung im Altstadtbereich stoppen 

und dieses an ein Beteiligungsverfahren unter Einbeziehung 

der Bürger:innen geben möchte. In Neu-Ulm fordert eine Ini-

tiative mit einem Bürgerbegehren die Einsetzung eines ge-

losten Klimabürgerrats. Zwar gibt es auch Beispiele, bei de-

nen solche Bürgerbegehren für unzulässig erklärt wurden 

mit der Begründung, das im Bürgerbegehren geforderte Bür-

gerbeteiligungsverfahren sei zu unbestimmt, nicht konkret 

genug und schlicht unüblich. Eine nachvollziehbare erste, 

aber hoffentlich nicht letzte Reaktion auf diesen neuen Denk-

ansatz. Im Fall der Gemeinde Marquartstein zündete die Idee 

dann doch mit etwas Verzögerung. So wurde zwar das Bür-

gerbegehren abgelehnt, der Gemeinderat beschloss aber 

kurz darauf doch ein Beteiligungsverfahren. 

Es sind die ersten Anfänge einer neuen Kultur. Nämlich 

die Bürger:innen sowohl als Berater:innen, als auch als 

Entscheider:innen ernst zu nehmen. Was es jetzt braucht 

sind viele erfolgreiche Fälle, die dann wieder als Vorbild für 

andere dienen können. Der Blick über die Grenze ins elsässi-

sche Kingersheim macht Mut für eine noch größere Vision. 

Dort ist der ehemalige Bürgermeister Joseph Spiegel mit sei-

ner Gemeinde zum Pilotprojekt für Bürgerbeteiligung in 

Frankreich geworden. Denn hier arbeiten Bürgergremien mit 

ausgelosten Teilnehmer:innen Vorlagen für den Stadtrat aus. 

Klingt nach schöner Zukunftsmusik! /

Die Initiativen:

www.bahnhofsareal-memmingen.de

www.klimacamp-ulm.de

Susanne Socher

Landesgeschäftsführung Bayern 

und Mitglied im Bundesvorstand.
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Deepening Democracy – 
Annäherung an eine 

neue Politik
Ein Forschungsprojekt versucht die Demokratie besser und tiefer zu verstehen – 

von Dr. Josef Merk und Susanne Socher
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Deepening Democracy

I
ch weiß immer noch nicht, was die Form der Demokratie 

eigentlich sein soll“, sagt die Essenz der Demokratie, „aber 

ich hatte die ganze Zeit das Gefühl, dass sie mich daran 

hindert, meine Arbeit zu tun.“ Für Viele ist es vermutlich eine 

ungewöhnliche Vorstellung, dass abstrakte Entitäten wie die 

Essenz der Demokratie sprechen können. Aber genau das wird 

in einer Systemaufstellung möglich. Wir haben das im For-

schungsprojekt Deepening Democracy ausprobiert und Syste-

maufstellungen zur Demokratie organisiert und ausgewertet.

In mehreren Veranstaltungen haben wir über 40 Menschen 

aus Politik, Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft zu-

sammengebracht, um die Tiefen der Demokratie zu untersu-

chen. Die Methode Systemaufstellung hat ihre Ursprünge in 

der Familientherapie in den 1980er Jahren, wurde weiterentwi-

ckelt als Beratungsinstrument für Organisationen und wird seit 

wenigen Jahren auch als eine qualitative Sozialforschungsme-

thode eingesetzt. Eine Besonderheit von Systemaufstellungen 

ist, dass damit die soziale und psychologische Dynamik in Sys-

temen sichtbar gemacht werden kann. Daraus ist jetzt ein neu-

es Instrument der Politikanalyse entstanden: Die Demokratie-

aufstellung. Beraten wurden wir dabei vom führenden 

Wissenschaftler auf dem Gebiet, Prof. Dr. Georg Müller-Christ 

von der Universität Bremen und den erfahrenen Aufstellungs-

leiterinnen Rica Salm-Rechberg und Nadine Beaumart. Die 

Aufstellungen konnten z.T. im Institute for Advanced Sustaina-

bility Studies (IASS) in Potsdam durchgeführt werden.

Raum ist das erstaunlich inspirierend, vorausgesetzt sie las-

sen sich auf das Gedankenexperiment ein, dort würden tat-

sächlich z. B. die Gewählten sprechen. Ob diese Aussagen der 

Repräsentant:innen nun reiner Zufall sind oder ob durch noch 

wissenschaftlich nicht begründbare Vorgänge Informationen 

des repräsentierten Elements an die Stellvertreter:innen flie-

ßen, ist dabei zweitrangig. Das Entscheidende ist, dass die 

Teilnehmenden und die Zuschauenden dem, was sie sehen 

und hören, eine Bedeutung geben. Wenn wir nun Aussagen 

hören, die wir nicht sofort verstehen und es uns erlauben, die 

entstandene Irritation einen Moment lang auszuhalten, dann 

entfaltet eine Aufstellung ihre größte Wirkung. Sie regt zum 

Assoziieren an und bringt uns auf neue Gedanken, Fragen und 

Thesen. Nicht selten stellen sich Aha-Momente ein. Man hat 

das Gefühl, mehr zu verstehen, hat mehr Überblick und kann 

dadurch offener und frischer auf das System blicken.

Dieser inspirierende Effekt kommt noch stärker durch das 

von uns entwickelte Auswertungsverfahren zur Geltung. In 

Aufstellungen werden gleichzeitig alle Beziehungen zwischen 

Elementen eines Systems in einem Raum abgebildet. Zusam-

men mit einer Befragung der Elemente entsteht so leicht 

eine große Menge von Informationen in Form von Aussagen, 

Positionierungen und Körperhaltungen. Diese Fülle an Daten 

ist oft allein durch die Quantität, aber auch wegen der wech-

selseitigen Abhängigkeiten überfordernd. Ohne eine syste-

matische Nachbereitung wird einiges an Wirkungspotenzial 

verschenkt. Wir haben dazu den gesamten Prozess per Video 

aufgezeichnet und das Gesagte transkribiert. Mit Hilfe der 

neuen qualitativen Auswertungsmethode können aus dieser 

Unmenge von Erfahrungen nachvollziehbare und umsetzba-

re Erkenntnisse extrahiert werden. Das kokreative Verfahren 

haben wir in insgesamt 18 Kleingruppen (Zoom-Breakouts) 

durchgeführt und damit die Informationen aus bisher einer 

der Demokratieaufstellungen ausgewertet. Das Ergebnis sind 

mehrere Thesen über die innere Dynamik unserer Demokra-

tie, die wir hier in gekürzter Form vorstellen:

1. Die Essenz der Demokratie braucht eine passende Form

Wie im Eingangszitat angedeutet, hat sich gezeigt, dass die 

Form unserer Demokratie – also die Institutionen, Verfahren 

und Prozesse – wenig Nähe zur Essenz der Demokratie hat. 

Was kann das bedeuten? In den Auswertungs-Workshops ha-

ben sich mehrere Teilnehmer:innen damit beschäftigt. Wenn 

sich die Essenz von Demokratie nicht ausreichend durch die 

„

Könnte es sein, dass auch wir als Bevölkerung 

und Zivilgesellschaft zur aktuellen Starre im 

System beitragen, indem wir schlecht über 

„die“ Politiker:innen denken und reden?

Wie läuft eine Aufstellung ab? Mehrere Menschen stellen sich 

im Raum auf, repräsentieren dabei ausgewählte Elemente 

und sprechen stellvertretend für diese. In einer Aufstellung 

hatten wir z. B. als aufgestellte Elemente: Die Essenz der De-

mokratie, die Form der Demokratie, die Gewählten, die Wäh-

lenden, die Bürgerbeteiligungsverfahren, Bürgerentschei-

dungsverfahren und den Verein Mehr Demokratie. Die 

aufgestellten Elemente waren also keine Einzelpersonen, son-

dern standen prototypisch für ganze Personengruppen (Ge-

wählte und Wählende, Mehr Demokratie), für abstrakte Enti-

täten (Essenz und Form der Demokratie) oder Prozesse 

(Bürgerbeteiligungsverfahren, Bürgerentscheidungsverfah-

ren). Für die Aufgestellten aber auch für die Zuschauenden im 

Durchführung einer Demokratieaufstellung
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Beteiligung an Wahlen zeigt, sondern den Dialog, die Aus-

handlung und das Ringen um die Lösung braucht, dann brau-

chen wir neue Formen von Demokratie. Das könnten Kontakt- 

und Resonanzräume sein, in denen die Gewählten mit den 

Wählenden in den Austausch treten und in kreativen Prozes-

sen Lösungen für die bestehenden Probleme erarbeiten. Bür-

gerräte sind ein gutes Beispiel für eine Form, in der wir aktuell 

hautnah gelebte Demokratie erleben, aber auch die transpa-

rent gestaltete oder um neue Elemente erweiterte direkte 

Demokratie könnte eine solche neue Form sein. Stellen wir 

uns das Parlament als Raum vor, in dem Politiker:innen bei 

der Gestaltung einer kreativen Lösungsfindung von 

Prozessexpert:innen begleitet werden. Oder eine Verwaltung, 

die nicht mehr nur strikt nach Vorgabe handelt, sondern le-

bendig und von Werten geleitet agile Entscheidungen im Sin-

ne der Gemeinschaft trifft. Doch vielleicht gibt es auch For-

men, die wir heute noch gar nicht kennen? Entscheidend 

dabei ist, dass wir mehr Bewusstsein für die wesentlichen 

Dinge brauchen und lernen müssen, in Essenzen zu sprechen, 

damit zwischen Politik und Bevölkerung Vertrauen und Ver-

lässlichkeit entstehen kann.

2. Neues Selbstverständnis der Gewählten

Wenn nun die Form der Demokratie der Essenz folgt, dann 

kann in hochkomplexen Gesellschaften die Verantwortung der 

Wählenden nicht mehr vollständig an die Gewählten delegiert 

werden. Die Essenz von Demokratie kann dann nicht mehr nur 

Herrschaft des Volkes sein, sondern eher Dialogfähigkeit und 

-bereitschaft von Bürger:innen und Politik. Dabei würde den 

Politiker:innen eine neue Rolle zufallen. Sie wären gefordert, 

sich als Prozessgestalter:innen ergebnisoffen und ohne Frakti-

onszwang (nur dem Gewissen verpflichtet) auf die Lösungsfin-

dung einzulassen. Das wäre ein neues Selbstverständnis der 

Gewählten.

Damit sie in der Lage wären, den Aufträgen ihren 

Wähler:innen nachzukommen, können Gewählte und Wählen-

de nicht mehr so entkoppelt bzw. voneinander getrennt agie-

ren. Neben der Wettbewerbs-Kultur würde gleichzeitig eine 

Konsens- und Dialog-Kultur existieren. Kombiniert könnte 

man von einer Resonanzkultur sprechen, die je nach Bedarf 

aktiviert werden kann. Es geht darin nicht mehr um Durch-

setzungsmacht, sondern um Persönlichkeitsentwicklung, 

Reife und den gemeinsamen Gestaltungswillen. Bürgerent-

scheide, durch die sich die Bürger:innen eine Sachfrage zu-

rückholen und nicht mehr weiter an die Gewählten delegie-

ren, können dabei als Irritiationsmoment am Anfang von 

Transformation stehen. Denn Irritation steht am Ausgangs-

punkt von Veränderung. Sie will ausgehalten und integriert 

werden. Dafür bräuchte es seitens der Politiker:innen die Be-

reitschaft, sich mit unterschiedlichsten Perspektiven und 

den komplexen Vorgängen von Transformation zu befassen. 

Welche Fähigkeiten brauchen Politiker:innen, um mit hoher 

Komplexität umzugehen?

3. Mehr Prozessorientierung und weniger Fixierung auf 

die Inhalte

Unter den heute herrschenden komplexen Bedingungen, d.h. 

einer Vielzahl an Themen und einer Verbundenheit der The-

men, die einzelne Menschen nicht mehr überblicken können, 

reichen vorab definierte Ziele nicht mehr aus, um die Probleme 

in der Gesellschaft zu lösen. Klimaschutz und Erhaltung der 

Natur beispielsweise werden immer weniger Ziele sein, über 

DEMOKRATIE-FELD

FELD DER AKTEURE

Form der Demokratie

Essenz der Demokratie

Bürgerentscheidungsverfahren

Mehr Demokratie e. V.

Die Gewählten

Bürgerbeteiligungsverfahren

Die Wählenden

Elemente

Momentaufnahme einer Demokratieaufstellung in zweidimensionaler Darstellung.
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die sich Parteien grundsätzlich noch unterscheiden können. 

Was es braucht, ist ein Versprechen über die Art und Weise der 

gemeinsamen Lösungsfindung mit den Wählenden. Es hieße 

also für Politiker:innen nicht mehr „Ich stehe für diesen Inhalt 

oder dieses Ergebnis“, sondern „Ich stehe für jenen Prozess 

und jene Art von Interaktion mit Euch“. Die Unterscheidungen 

im Wahlverhalten laufen dann nicht mehr nur über die Inhalte 

und versprochenen Ergebnisse, sondern auch über die ver-

sprochenen Dialoge unter einer offengelegten Werthaltung. Es 

ginge also weniger um feste Meinungen und ein im Voraus fest-

gelegtes Ziel, sondern um Diskussions-, Aushandlungs- und 

Lernprozesse, um alle Sichtweisen einzubeziehen und gemein-

sam gute Lösungen zu finden.

Prozessorientierte Demokratie würde bedeuten, dass 

Politiker:innen und Bürger:innen mit eigenen Ideen starten – 

und dennoch ergebnisoffen in einen gestalterischen Prozess 

gehen. Damit das gelingt, müssten wir individuell und kollektiv 

nach Innen schauen und uns zur besseren Orientierung be-

wusst werden, was uns wirklich wichtig ist. Eine rein formale 

Demokratie kann nicht die Werte erschaffen, auf der sie be-

ruht. Sondern es bedarf einer ständigen Kulturarbeit an den 

Werten, um diese lebendig zu halten. Erforderlich ist eine Reife 

der Persönlichkeiten, um sich werteorientiert und ergebnisof-

fen auf den Prozess einzulassen und in einem demokratischen 

System mit Komplexität und Vielfalt umzugehen (s. These 2).

4. Gegenseitige Wertschätzung von Politik und 

Wähler:innen

Könnte es sein, dass auch wir als Bevölkerung und Zivilgesell-

schaft zur aktuellen Starre im System beitragen, indem wir 

schlecht über „die“ Politiker:innen denken und reden? Mögli-

cherweise ist ein wichtiger Beitrag zur Transformation des 

demokratischen Miteinanders, dass wir unsere Blicke auf 

Politiker:innen verändern, ihn respektvoller und menschli-

cher werden lassen. Denn wenn wir davon ausgehen, dass 

auch die Politiker:innen von einer hohen Intention geleitet 

sind und ihnen zutrauen, dass sie einen tiefen Wunsch nach 

Weiterentwicklung von Demokratie jenseits des eigenen 

Machterhalts haben, dann können wir gemeinsam Zukunft 

gestalten. Mit dieser neuen Perspektive ginge es nicht mehr 

um Macht-Strategien, sondern um das Wesentliche. Abstand 

zur Strategie kann Machtstrukturen aufbrechen und öffnet 

den Weg hinein in menschliche Zusammenhänge. Denn Refor-

men können nur gemeinsam mit den Politiker:innen entwi-

ckelt werden. Diese These beinhaltet auch, dass zwischen den 

Wahlen ein Miteinander stattfinden würde, in Form von Spre-

chen, Gestalten, Sich-einbringen der Wählenden. Im Zentrum 

stünden nicht mehr feste Meinungen, sondern die Räume, in 

denen die gegenseitige Anerkennung im demokratischen Fin-

den von Lösungen zum Ausdruck kommt (siehe These 1).

Dieser wertschätzende Blick würde auch bedeuten, dass 

es Vertrauen zwischen den Repräsentant:innen und den Re-

präsentierten gibt. Man könnte die jeweils andere Seite sou-

verän sein lassen. Die Gewählten müssten nicht um die eige-

ne Souveränität fürchten und könnten den Wählenden 

Souveränität zuschreiben, was interessanterweise die Verlei-

hung von Souveränität der Wählenden an die Gewählten erst 

möglich macht. Denn ein „unsouveräner Souverän“ (das 

Volk) wäre unfähig und unsicher und kann das Privileg der 

Souveränität nicht durch eine Wahl verleihen. Die Gewählten 

müssten sich nicht mehr selbst Souveränität zuschreiben 

und wären von der vollen Kraft der Wahl auch durch die Pro-

zesse dazwischen gestärkt. Dies offenbart die Notwendigkeit 

eines reflektierten und bewussten Umgangs mit Souveräni-

tät und Souveränitätszuschreibung.

Ein Ausblick in die vertiefte Demokratie

Mit diesen Demokratieaufstellungen und Erkenntnissen haben 

wir und eine neue Form gefunden, in der die Essenz der Demo-

kratie erlebbar wird. Jetzt wollen wir in eine breitere Anwen-

dung kommen. Im nächsten Schritt arbeiten wir mit gemein-

nützigen Initiativen und entwickeln so den Ansatz weiter.

Die Vision: In Bundestagsdebatten wie in weiteren politi-

schen Prozessen könnten Demokratieaufstellungen zum bes-

seren Verständnis von hochkomplexen Sachlagen eingesetzt 

werden und so einen tiefen Perspektivwechsel ermöglichen. 

Die Politiker:innen lassen sich gerne und mit einer Erkun-

dungshaltung auf den Such- und Erkenntnisprozess in Demo-

kratieaufstellungen ein und entwickeln mit ihren neu gewon-

nenen Blickwinkeln nachhaltigere Lösungen, die für die 

breite Bevölkerung tragfähig sind. 

Zum Schluss laden wir Sie ein, selbst zu reflektieren: Wel-

che der Thesen hat Ihre Aufmerksamkeit am meisten erregt? 

Nehmen Sie diese mit in die nächsten Tage und lassen Sie Ihr 

eigenes Bild einer vertieften Demokratie entstehen. /

www.mehr-demokratie.de/themen/deepening-democracy

Susanne Socher

Landesgeschäftsführung Bayern 

und Mitglied im Bundesvorstand.

Dr. Josef Merk

Mitglied bei Mehr Demokratie und 

Leiter des Projekts Deepening 

Democracy.

Stellen wir uns das Parlament als Raum 

vor, in dem Politiker:innen bei der Gestal-

tung einer kreativen Lösungsfindung von 

Prozessexpert:innen begleitet werden.
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V
ergangenen Herbst im Oktober, als die Corona-Pande-

mie so richtig an Fahrt aufgenommen hat, bin ich 

durch meine Recherchen zufällig auf den „Bürgerbei-

rat Corona“ der Stadt Augsburg gestoßen. Für diesen Bürger-

beirat wurden für die ersten drei Sitzungsrunden Bürger der 

Stadt Augsburg gesucht. Da ich schon immer Interesse daran 

habe mich im politischen Geschehen mehr einzubringen, sah 

ich die optimale Möglichkeit gekommen, dies zu verwirklichen. 

Dazu kam, dass ich zu diesem Zeitpunkt sah, dass die Stadt 

Augsburg teilweise mit dem Corona-Management überfordert 

war bzw. dem Tempo der steigenden Zahlen und wechselnden 

Restriktionen/Regelungen der Bundesregierung nicht hinter-

herkam. An vielen Stellen im öffentlichen Leben sah ich Ver-

besserungspotenzial und hatte konkrete Ideen und Anregun-

gen was besser gemacht werden könnte. Ich bewarb mich mit 

drei – anstatt dem nur einem geforderten – Vorschlägen und 

wurde für die zweite Sitzungsrunde ab März eingeladen.

Die erste Sitzung im November, die noch in Präsenz statt-

fand, motivierte mich für meinen Einsatz ab März, da hier tat-

sächlich die Oberbürgermeisterin und viele Stadträte an die-

ser Sitzung teilnahmen und sich den Fragen und Anregungen 

der Bürgerbeiräte stellten. Leider war schnell klar, dass die 

weiteren Sitzungen erst mal alle nur online stattfinden könn-

ten. Als erstes war ein Kennenlerntermin angesetzt, bei dem 

sich alle ausgewählten Bürger begegnen und ein erstes Bild 

von der Runde verschaffen konnten. Hier wurde mir schnell 

klar, dass es sich tatsächlich um eine bunte Gruppe handelte. 

Alle Altersgruppen und unterschiedliche Berufsgruppen (dazu 

zählen auch Hausfrauen) waren vertreten. Sogar ein Schüler 

mit 16 Jahren war dabei. Ich mit meinen damals 26 Jahren war 

der Zweitjüngste. Es wurde deutlich, dass alle zehn Teilneh-

mer nicht hier waren, um sich hauptsächlich zu beschweren 

oder über eine misslungene Politik der Stadt herzufahren. Die 

Beratungen mit  
viel Harmonie und  

etwas Kritik
Richard Hofmann berichtet aus dem Corona-Bürgerbeirat der Stadt Augsburg

Diskussionen und Anregungen waren vom ersten Moment an 

konstruktiv und freundlich, aber dennoch sehr direkt. Durch-

weg brachten alle Teilnehmenden hilfreiche und interessante 

Vorschläge für die städtische Corona-Politik vor. Vor den öf-

fentlich ausgetragenen Bürgerbeiratssitzungen hatten wir im-

mer eine Woche vorher noch einen Besprechungstermin, um 

eine Agenda auszuarbeiten. Was dann von Seiten der Stadt 

nochmal deutlich gemacht wurde, war, dass natürlich nur 

Punkte angesprochen bzw. angeregt werden können, die auf 

städtischer Ebene auch umsetzbar sind. Zu Beginn war das 

auch kein Problem, da genug Ideen und Maßnahmen für die 

Corona-Politik von unserer Bürgermeisterin gesammelt wer-

den konnten. Zuerst wurden Ideen gesammelt, was den ein-

zelnen Mitgliedern gerade „auf dem Herzen lag“ und wo etwas 

besser gemacht werden könnte. Diese offene Art der Debatten, 

ohne irgendwelche Vorgaben, fand ich sehr positiv. Beispiels-

weise machte ich den Vorschlag, dass nur die eine ausschlag-

gebende Inzidenzzahl, statt wie bisher zwei, auf der Home-

page der Stadt erscheinen sollte. Mein Vorschlag wurde dann 

auch wenige Tage danach umgesetzt. Ebenso wurde auch der 

Vorschlag umgesetzt, die Anzeigetafeln an den Bushaltestel-

len für Informationen und Hinweisen zur Corona-Lage zu nut-Fo
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Ab und zu hätte ich mir schon gewünscht, 

dass wir auch ein paar „ungemütlichere“ 

Beiratsmitglieder in der Runde gehabt hätten, 

welche den Unmut, der ja scheinbar in einem 

nicht kleinen Teil der Bevölkerung bestand,  

im Beirat deutlich gemacht hätten. 



28 www.mehr-demokratie.de | Nr. 128 | 3/2021

Oberbürgermeisterin wieder ausholend darüber sprachen, 

was bereits getan wurde und mit wem gesprochen wurde, an-

statt die Anregungen anzunehmen oder Rückfragen zu stel-

len und die wenige, kostbare Redezeit den Bürgerbeiräten zu 

überlassen.

Ab und zu hätte ich mir schon gewünscht, dass wir auch 

ein paar „ungemütlichere“ Beiratsmitglieder in der Runde 

gehabt hätten, welche den Unmut, der ja scheinbar in einem 

nicht kleinen Teil der Bevölkerung bestand, im Beirat deut-

lich gemacht hätten. Gerade die größten Kritiker der Corona-

Politik und Menschen, die sehr stark von ihr bzw. von dem 

Corona-Virus selbst betroffen waren, waren leider nicht an-

wesend. Aus diesem Grund sah ich mich auch etwas in der 

Pflicht in den öffentlichen Konferenzen deutliche konstrukti-

ve Kritik zu äußern. Ich wollte vor allem auch gegenüber den 

Zuschauern nicht den Eindruck entstehen zu lassen, dass wir 

Beiräte keine „ungemütlichen“ Themen ansprechen und die 

Beiratssitzungen bereits von der Stadt inhaltlich durchge-

plant seien. Alles in allem war ich aber positiv überrascht, mit 

welcher Aufmerksamkeit vor allem die Oberbürgermeisterin 

uns Beiräten folgte und auch interessiert an neuen Ideen und 

den Sorgen der Bürger war.

Da vor den Sommerferien kein neuer Beirat mehr einge-

setzt werden soll, haben sich einige meiner Kollegen und ich 

sowie Teilnehmende der erste Runde dazu bereit erklärt, 

auch im Juni und Juli an zwei weiteren Terminen als Bürger-

beiräte zu fungieren. Meine Zweifel, dass der Bürgerbeirat 

Corona mit der Aufhebung von Restriktionen seinen Sinn 

bzw. Legitimität verlieren würde, konnten widerlegt werden. 

Gerade in Zeiten, in denen viele Menschen wieder am öffent-

lichen Leben teilnehmen, das Virus aber immer noch da ist 

und es vulnerable Gruppen gibt, lassen sich immer wieder 

Anregungen für die kommunale Politik sammeln. In dieser 

dynamischen Phase sind gerade Bürgerbeiräte ein wichtiger 

Bestandteil, die sich stets ändernden Wünsche, Sorgen und 

Anregungen, an die Politiker heranzutragen und somit zu ei-

ner gelungeneren Demokratie beitragen. /

Richard Hofmann

geb. 1994, Master-Student der 

Geographie, Schwerpunkt 

erneuerbare Energien

zen. Jedoch wurden auch komplexere Themen angesprochen, 

wie etwa der Wunsch nach verstärkten Kontrollen der Mas-

kenpflicht an bestimmten Plätzen der Stadt. All diese Themen 

wurden zu Kategorien zusammengefasst: Schule/Universität, 

Kommunikation, Testen, Impfen, Gastronomie, Kultur, ÖPNV … 

Aufgrund der Vielzahl der Kategorien und der begrenzten Zeit 

für die Sitzungen von 2 Stunden, wurden jeweils immer etwa 

3–4 Themenblöcke ausgewählt, welche in der nächsten Konfe-

renz angegangen werden sollten. Dies war zwar nachvollzieh-

bar. Jedoch war es schade, dass in einer solchen Ausnahme-

situation manche Themen „nach hinten geschoben“ werden 

mussten. Koordiniert wurden unsere Vorbesprechungen stets 

von Frau Haisch, der Bürgerbeiratsbeauftragten der Stadt 

Augsburg. Durch ihre freundliche Art herrschte stets eine 

angenehme Atmosphäre in unseren internen Sitzungen. Je-

doch wies sie uns auch direkt daraufhin, wenn manche Punkte 

nicht in der Macht der Oberbürgermeisterin lagen. Entgegen 

meiner Erwartung wurden keine Vorgaben gemacht, welche 

Themen lieber nicht angesprochen werden sollten, etwa weil 

sie dem Image der Stadt oder Ähnlichem schaden könnten.

Ich war überrascht, wie harmonisch die Stimmung zwi-

schen uns Beiräten und den Politikern in den Sitzungen größ-

tenteils war. Auf der anderen Seite war ich jedoch auch etwas 

enttäuscht und genervt, sobald einzelne Stadträte oder die 

Richard Hofmann muss wie auch alle anderen Teilnehmenden 

die Sitzungen im Homeoffice verfolgen.

Corona-Bürgerräte
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Die Menschen wollen  
über das Grundsätzliche 
diskutieren!
Ein Überblick über Erfahrungen in Corona-Bürgerräten von Sarah Händel

Corona-Bürgerräte
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K
ann ein Bürgerrat zu Corona überhaupt funktionie-

ren? „Krisen-Deliberation“ nennt Antoine Vergne 

von Missions Publiques vor dem Hintergrund seiner 

französischen Erfahrungen diese neue Form, die stattfindet, 

wenn ein Bürgerrat in einer laufenden Krise die Politik bera-

tend begleitet. Deswegen sei es wichtig, sich darauf einzulas-

sen, dass die Fragen erst im Prozess selbst entstehen.

In Baden-Württemberg trifft sich der Corona-Bürgerrat 

seit Dezember 2020 für ein Jahr lang jeden Monat einen 

Nachmittag lang von 16–19 Uhr. Viel Zeit ist das nicht und so 

berichtet Gisela Erler, Staatsrätin für Zivilgesellschaft und 

Bürgerbeteiligung in Baden-Württemberg, auch, dass mehr 

ein Stimmungsbild sichtbar wird, als dass aktive Meinungsbil-

dung stattfindet. Für den Ministerpräsidenten sei das ein 

wichtiger Resonanzraum, in welchem er sich rückversichern 

kann, wie die Menschen zum Kurs der Regierung stehen.

Doch es werde schon deutlich, dass es nicht so viel Sinn macht 

aktuelle Themen zu diskutieren, da hinke man immer der Zeit 

Die gesamte Veranstaltung 

können Sie hier ansehen: 

youtu.be/GTgqplRlzFc

In unserer Reihe „Mehr Demokratie im Gespräch“ sprachen die Staatsrätin Gisela Erler aus Baden-Württemberg,  

Antoine Vergne von Mission Puplique und Dirk Adams, Justizminister Thüringens, miteinander.

hinterher. Produktiver ist es, die generellen Fragen zu disku-

tieren, zum Beispiel was wir gegen die soziale Isolation vieler 

Menschen in der Krise tun können, oder um langfristig die Fol-

gen der Krise zu mildern, und was wir aus alldem lernen für 

die nächste Pandemie.

Auch für Antoine Vergne haben die Corona-Bürgerräte 

noch einmal belegt, wie stark diese Tendenz der Menschen 

ist, Antworten zu suchen, die grundsätzlicher Art sind. Der 

konkrete Fall wird in Bürgerräten meist zum Ausgangspunkt 

für grundsätzliche Überlegungen: Was bedeutet das für uns 

als Gesellschaft? Wie sieht das Gesundheitssystem aus, wie 

sieht diese Gesellschaft aus, in der wir eigentlich leben wol-

len? Die Menschen wollen über Werte sprechen!

Doch wenn es ins Grundsätzliche geht, ist es manchmal 

gar nicht so leicht auch Ergebnisse festzuhalten. Neben der 

hohen Kunst der Moderation, ist nach Frau Erler auch die 

Kunst der Dokumentation entscheidend. Die schönen Ideen 

kämen oft in einem Nebensatz und es hänge an der aufmerk-
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samen Moderatorin diese Perlen herauszuhören und festzu-

halten. Die sogenannte „Dynamische Vermittlung“ muss eine 

gute Mischung finden, zwischen dem Festhalten der Werte 

und den konkreten Ideen. Denn neben dem Gespräch über 

Grundsätzliches braucht es auch handfeste und umsetzbare 

Impulse. Für die Teilnehmenden selbst sei es im Sinne der 

Selbstwirksamkeit sehr wichtig, konkrete Ergebnisse zu pro-

duzieren, die am Ende mittels der Vergabe von Punkten ge-

wichtet werden. 

Doch was passiert dann mit diesen Ergebnissen? Frau Er-

ler sagt, es gibt noch keine etablierte Form der Wirksamkeit 

wie die Positionen des Bürgerrats in Verwaltungs- und Regie-

rungshandeln eingebracht werden. Doch für sie ist eines glas-

klar: Man müsse alles tun, um zu verhindern, dass die Parla-

mente Angst bekommen, dass der Bürgerrat ihnen Konkurrenz 

macht und ihre Legitimation aushöhlt. In diesem Sinne sei es 

der Tod des Bürgerrats, wenn wir fordern, dass die Ergebnisse 

in irgendeiner Weise verbindlich sein sollen. Um einen guten 

Transfer hinzubekommen, müssen wir stattdessen die Zuhör-

Bereitschaft und die Bereitschaft, Rechenschaft abzulegen, 

bei den Abgeordneten stärken. Und das ist nur zu schaffen, 

wenn sie die Bürgerräte als hochwertiges Beratungsangebot 

wahrnehmen. So könnten Vorschläge von Bürgerräten gerade 

weil sie nicht verpflichtend sind ihre Wirkung entfalten. 

Die Frage der Verbindlichkeit der Ergebnisse ist ein neural-

gischer Punkt bei Bürgerräten. ¬ Lesen Sie dazu mehr im Arti-

kel „Bürgerräte als lernende Systeme“ in dieser Ausgabe.

An dieser Stelle bringt Justiziminister Dirk Adams aus 

Thüringen eine weitere Perspektive ein: Es geht bei den Bür-

gerräten gar nicht nur darum, etwas für die Politiker:innen 

zu produzieren, es geht auch darum, dass die Menschen mit-

einander sprechen, lernen, unterschiedliche Meinungen aus-

zuhalten und dann nach einer gemeinsamen Lösung suchen. 

Eine Besinnung auf einen Dialog, der auf Zusammenarbeit 

anstatt Konfrontation setzt. Diese andere Art miteinander 

zu sprechen zeigt nicht nur in Bürgerräten beeindruckende 

Erfolge. Antoine Vergne erzählt von einem Deliberationspro-

zess zu den Corona-Herausforderungen mit verschiedenen 

professionellen Akteuren aus dem Gesundheitsbereich. Ärz-

te, Pflegeverbände, Gewerkschaften. Sie alle hätten es sehr 

geschätzt neu ins Gespräch zu treten, in einen echten Infor-

mationsaustausch zu treten und am Ende auch eine gemein-

same Botschaft an die Bevölkerung zu haben.

Die Corona-Krise hat gezeigt, dass diese Prozesse auch gut 

online funktionieren und so unterschiedliche Gruppen erreicht 

werden können. Im Corona-Bürgerrat in Baden-Württemberg 

waren zum ersten Mal genau so viele Menschen mit Haupt-

schulabschluss dabei, wie in der Bevölkerung vertreten sind. 

Dazu Gisela Erler: „Für mich ist die Sonne aufgegangen durch 

die digitalen Möglichkeiten in der Bürgerbeteiligung, das hat so 

Sarah Händel

Landesgeschäftsführerin 

Baden-Württemberg.

WAS IST EIN BÜRGERRAT? QUALITÄTSMERK-

MALE FÜR EIN GUTES GELINGEN

Immer mehr Bürgerforen, Bürgerrate, Corona-

Beiräte usw. entstehen in den Ländern und 

Kommunen und entwickeln dabei verschiedene 

Formate. Für das Modell Bürgerrat wie es von 

Mehr Demokratie entwickelt wurde, haben sich 

bestimmte Kriterien bewährt, die für die Qualität 

der Beratungen wichtig sind: 

n 	 Bürgerräte bestehen aus zufällig aus den 

Einwohnermelderegistern ausgelosten 

Bürger:innen, für ihre Teilnahme bekommen 

sie eine Aufwandsentschädigung.

n 	 Sie sind nach Kriterien wie Geschlecht, Alter 

und Bildung divers zusammengesetzt und 

damit ein Abbild der Bevölkerung.

n 	 Die Ausgewählten treffen sich über einen 

flexiblen Zeitraum online oder offline, eine 

Mischung von beidem ist möglich.

n 	 Um eine gemeinsame Diskussionsgrundlage 

zu schaffen, gibt es Input von verschiedenen 

unabhängigen Expert:innen.

n 	 Die Diskussion erfolgt gemeinsam im Plenum, 

aber das Herzstück sind die Kleingruppen, die 

professionell so moderiert werden, dass 

gegenseitiges Vertrauen entsteht, alle 

Stimmen zu Wort kommen und ergebnisorien-

tiert gearbeitet wird.

n 	 Die erarbeiteten Empfehlungen werden in 

einem Gutachten zusammengeführt

n 	 Über jeden Vorschlag wird einzeln abge-

stimmt, damit sichtbar wird wie viel Unter-

stützung welche Maßnahme im Bürgerrat 

hatte. So kann das Gutachten Politiker:innen 

als Orientierung dienen.

viel Potenzial, dass wir noch heben müssen!“ Das macht auch 

Hoffnung auf ein stärkeres Zusammenwachsen der europäi-

schen Zivilgesellschaft über Ländergrenzen hinweg: ein erster 

europäischer Bürgerrat zur Zukunft der EU startet im Oktober.

Corona-Bürgerräte haben bisher schon stattgefunden in 

Baden-Württemberg, grenzüberschreitend zwischen der Ré-

gion Grand Est in Frankreich und Baden-Württemberg. Wei-

tere sind geplant in Thüringen und Sachsen. /
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Bürgerrat Klima

„das als notwendig 
Erkannte umsetzen!“
Ein Einblick in den Bürgerrat Klima von Percy Vogel 

V
on einem Berliner Studio aus wurde unter der Schirm-

herrschaft von Bundespräsident a. D. Horst Köhler 

der erste Bürgerrat Klima für Deutschland (BRK) per 

Videoschaltung moderiert. 160 ausgeloste Bürgerinnen und 

Bürger legen nach zwölf Sitzungen ihre Empfehlungen und 

Leitsätze für die kommende Legislaturperiode vor.

„Guten Abend allerseits!“ Lächelnd grüßt Bundespräsi-

dent a. D. Horst Köhler die vielen Gesichter auf dem Bildschirm 

vor ihm und eröffnet den ersten Bürgerrat Klima für Deutsch-

land mit der Frage: „Schaffen wir es, die Erderwärmung zu 

stoppen und so deren schlimmste Folgen zu verhindern?“

Schon am Vormittag hatte Köhler sich in der Bundespres-

sekonferenz in seiner Rolle als Schirmherr des BRK vor die 

Kamera begeben. Im menschengemachten Klimawandel 

sieht er eine der größten Herausforderungen unserer Zeit, 

und deshalb setze für ihn der BRK „ein doppeltes Zeichen 

des Zutrauens: Einerseits Zutrauen in die Bereitschaft der 

Bürgerinnen und Bürger, Veränderungen mitzutragen oder 

sogar anzutreiben und gesellschaftliche Konflikte in tragfähi-

ge Kompromisse zu verwandeln; und andererseits Zutrauen 

in die Fähigkeit der Politik, mutig zu handeln, und nicht nur 

das vermeintlich Durchsetzbare durchzusetzen, sondern das 

als notwendig Erkannte.“

Als notwendig erkannt wurde im Pariser Klimaschutzab-

kommen die Beschränkung der globalen Erderwärmung auf 

möglichst 1,5°C. Mit welchen Maßnahmen dies anteilig für 

Deutschland erreicht werden kann, ist eine bis heute von der 

Politik weitgehend unbeantwortete Frage, obwohl es an Ideen 

nicht mangelt. Woran also sonst? Nicht zuletzt am Rückhalt aus 

der Bevölkerung, die die Transformation mittragen soll. Dieser 

Rückhalt soll nun durch den Bürgerrat befördert werden.

Die Themen: Mobilität, Energie, Gebäude & Wärme und 

Ernährung 

Vier Handlungsfelder wurden für den Bürgerrat Klima ausge-

wählt: Energieproduktion, Wohnen und Wärme, Mobilität und 

tierische Nahrungsmittelproduktion. Doch Maßnahmen der 

Emissionsvermeidung bringen Konflikte in den Bereichen So-

ziales, Ökologie und Wirtschaft mit sich – und die sollen mit-

behandelt werden.

Um diese Aufgabe zu bewältigen, stehen zwölf Sitzungen 

zur Verfügung, insgesamt 54 Stunden. Wissensgrundlagen 

werden auf einer internen Plattform hinterlegt, von kurzen 

Einführungsvideos über ein ganzes „Handbuch Klimaschutz“ 

bis zu den Einführungsvorträgen der vergangenen Sitzungen 

zum Nachschauen. Um in den Diskussionen aufkommende 

Fragen zeitnah beantworten zu können, stehen zusätzlich 

neun Fakten-Checker zur Verfügung. Doch die im Programm

ablauf wichtigste Wissensquelle sind die Kurzeinführungen 

der geladenen Fachleute. Meist sind es Hochschullehrer, und 

Bundespräsident a. D.  

Horst Köhler ist der Schirmherr 

des Bürgerrats Klima.



33

Bürgerrat Klima

nicht allen gelingt es, sich in der Ausdrucksweise auf das Pu-

blikum einzustellen. Oft ist es einfach auch zu viel auf einmal, 

melden Teilnehmende zurück.

Doch gibt es auch viel Lob. „Der Bürgerrat ist für mich ein 

Geschenk des Himmels!“ schwärmt Teilnehmerin Manuela 

Heidecker. „Was wirklich wie eine Wunscherfüllung war, ist 

dieser ganze Input von den Wissenschaftlern. Was mich da so 

hoffnungsvoll stimmt, ist, zu sehen und zu hören: es gibt 

schon ganz viele gute Ideen.“

Außerdem sind es die Teilnehmenden selbst, die ihr vor-

handenes und unterwegs erworbenes Wissen aktiv einbrin-

gen. In gelosten Kleingruppen sammeln sie Ideen, die schritt-

weise zu Empfehlungen ausformuliert werden. Einige – wie 

etwa der massive Ausbau von Wind- und Sonnen-Energie – 

überraschen dabei kaum; andere – wie die Empfehlung einer 

aktiven Friedenspolitik aus Klimaschutzgründen – leiten sich 

originär aus den Erfahrungen einzelner Teilnehmer ab. Letz-

tere stammt von Bekim Latifi, einem „albanischen Muslim 

aus Serbien“ in Delmenhorst. Als Kind war er der heute 

46-jährige mit den Eltern 1981 nach Deutschland gekommen 

und hatte als Jugendlicher die Jugoslawienkriege der neun-

ziger Jahre mit besonderer Betroffenheit verfolgt und als 

prägend erlebt. Sein Beruf als Metallverarbeiter machte ihm 

dann klar, welch ungeheure Mengen von Energie für die Pro-

duktion von Waffen aller Art aufgewandt wird, wieviel für den 

Wiederaufbau von im Krieg zerstörten Gebäuden. Niemand 

außer ihm stellte diesen Zusammenhang so her, aber er 

überzeugte erstmal die anderen. 

Wie zum Ansporn kommt vor der dritten Sitzung noch die 

klimapolitische Sensation des Frühjahrs in die Schlagzeilen: 

das Bundesverfassungsgericht bemängelt das bisherige Kli-

maschutzgesetz der Regierungskoalition als unfair gegen-

über jüngeren Generationen, weil es die Freiheitsrechte der 

jüngeren Generationen einschränkt. Plötzlich redet man in 

den Medien wieder über Reduktionspfade und die Parteien 

überbieten sich als Klimaschützer.

Eindeutiger Höhepunkt ist die 7. Sitzung, in der das wis-

senschaftliche Kuratorium zum ersten Mal Rückmeldung zu 

den bisher erarbeiteten Vorschlägen gibt, vor allem zu deren 

Wirksamkeit und ihrer technischen (nicht aber politischen!) 

Umsetzbarkeit. Basierend auf den Berechnungsgrundlagen 

des „Handbuchs Klimaschutz“ gibt es neben dem qualitati-

ven Feedbacks des Kuratorium auch eine grobe quantitative 

Einschätzung des Handbuch-Autors Karl-Martin Hentschel. 

Er erläutert den Teilnehmenden, ob die vorgeschlagenen 

Maßnahmen für die Erreichung von 1,5°C hinreichend wären. 

Bei den Teilnehmenden kommt diese Orientierungshilfe sehr 

gut an. Sie gibt das Gefühl, nicht ins Blaue hinein zu arbeiten.

Der zweite Höhepunkt des Tages ist die Diskussion mit 

den klimapolitischen Vertretern aus fünf Parteien des Bun-

destages: Anja Weisgerber (CDU/CSU), Klaus Mindrup (SPD), 

Lisa Badum (Grüne), Lorenz Gösta Beutin (Linke), Lukas Köh-

ler (FDP) loggen sich ein. Ein AfD-Vertreter war angefragt, 

aber nicht dabei.

In einer Stunde Politikdialog hatten die Bürgerinnen und Bür-

ger dabei die Gelegenheit, den klimapolitischen Sprechern 

auf den Zahn zu fühlen: Warum tut sich nicht mehr in Sachen 

Klimaschutz? Wie sehen die Vertreter der Fraktionen die Zwi-

schenergebnisse des Bürgerrats und wie werden sie mit den 

Ergebnissen umgehen? Moderiert von Jacob Birkenhäger 

gab es dabei von allen klimapolitischen Sprechern viel Inter-

esse am Bürgerrat – denn alle waren sich einig: Der Bürgerrat 

Klima leistet wichtige Arbeit. 

Die Ergebnisse

Weiter geht es anschließend mit den Vorträgen, der Samm-

lung und Überarbeitung von Empfehlungen in einem von den 

Durchführungsinstituten eng getakteten und auf die Minute 

durchgeplanten Prozess. Dazu gehören auch Pausen, mit ei-

gens eingespielten Musikvideos des „Orchester des Wandels“, 

mit von den Teilnehmenden aufgenommenen Naturge-

räuschen von daheim und mit angeleiteten Bewegungsübun-

gen. In der 10. Sitzung gibt es noch einmal Rückmeldung vom 

wissenschaftlichen Kuratorium, dann geht es in die Endrunde: 

in Kleingruppen wird an den Empfehlungen und Leitsätzen 

der einzelnen Handlungsfeldern gefeilt, bevor diese in den 

letzten beiden Sitzungen dem Plenum zur Abstimmung vor-

gelegt werden. Das verlangt Durchhaltevermögen. Am Ende 

der 12 Sitzungen steht fest: Die Bürgerinnen und Bürger wol-

len die Einhaltung der Pariser Klimaschutzziele und damit 

auch möglichst 1,5°C maximaler Erderwärmung erreichen.

Spannend wird es also diesen Sommer: Die Ergebnisse 

des Bürgerrats Klima liegen nun allen Parteien als Angebot 

vor mit der klaren Forderung der Bürger: Nehmen Sie unsere 

Empfehlungen ernst! 

Denn bei den Wahlen im September wird der Klimawandel 

voraussichtlich ein, wenn nicht sogar das zentrale Thema 

werden. Viele der Teilnehmenden wollen sich deshalb auch 

tatkräftig für ihre Ergebnisse einsetzen, ganz im Sinne von 

Horst Köhler, der sagt: „Der Klimarat kann und soll die parla-

mentarische Demokratie und ihre Entscheidungsprozesse 

nicht ersetzen, aber er kann das begleiten und ergänzen, er 

kann Veränderungsbereitschaft ausloten und damit viel-

leicht Entscheidungen ermöglichen, die sonst nicht zustande 

gekommen wären.“ /

Alle Empfehlungen des Bürgerrats Klima sind auf der Websei-

te nachzulesen: 

www.buergerrat-klima.de

Percy Vogel

Vorstand des Trägervereins 

BürgerBegehren Klimaschutz e.V.
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Welche Klimadebatte wollen wir?
Warum Mehr Demokratie sich für das Klima engagiert – von Steffen Krenzer

S
chon wieder Klima. Ist Mehr Demokratie jetzt ein Kli-

maschutz-Verein? Am 22.04. startete unser Projekt 

„Die Klimadebatte“ mit einer gut besuchten Auftakt-

veranstaltung und der Veröffentlichung unserer Website  

www.die-klimadebatte.de. Neben vielen lobenden Worten er-

reichten uns hierzu auch irritierte und teils wütende Rückmel-

dungen, die sich fragen, ob Mehr Demokratie sein Vereinsziel 

vergessen hat.

Unsere Antwort: Nein, Mehr Demokratie tut das, was es 

laut Satzung tun soll – die Demokratie stärken. Denn die For-

derung nach mehr Klimaschutz kommt nicht nur aus einer 

„grünen Ecke“, sondern aus dem Herzen der Demokratie 

selbst – dem Deutschen Grundgesetz. So jedenfalls urteilte 

das Bundesverfassungsgericht am 29. April einstimmig. Es 

entschied, dass Deutschland seine Klimapolitik am Treibh-

ausgas-Restbudget zu orientieren habe, das nicht überzogen 

werden darf, um die Ziele des Pariser Klimaschutzabkom-

mens einzuhalten.

Die Verteilung der notwendigen Treibhausgaseinsparun-

gen muss so geregelt werden, dass die Freiheitsrechte zu-

künftiger, bzw. jüngerer Generationen nicht zu sehr be-

schränkt werden, mit anderen Worten – nicht genug 

Klimaschutz zu machen ist verfassungswidrig.

Was folgt daraus? Wenn man das Restbudget berechnet, 

also die Menge an Treibhausgasen, die Deutschland maximal 

noch ausstoßen darf und sich weiterhin anschaut, welche 

Maßnahmen notwendig sind, damit dieses Restbudget einge-

halten werden kann, kommt man unweigerlich zu der Er-

kenntnis, dass gewaltige Anstrengungen notwendig sind. Es 

geht nicht um ein paar Nachbesserungen hier und da, son-

dern um grundsätzliche Veränderungen.

Diese werden kommen und sie betreffen uns alle. Allein 

im Jahr 2021 haben die USA, China, die EU und auch Deutsch-

land ihre Klimaziele erhöht, der Preis für Zertifikate im euro-

päischen Emissionshandel hat sich innerhalb eines Jahres 

verdreifacht. Es ist klar: Irgendein Klimaschutz wird kommen 

– und es wird auch irgendeine Debatte darüber geben.

Die Frage ist aber: Wer führt diese Debatte – und wie? 

Wird sie – überspitzt formuliert – von einem Dutzend Politike-

rinnen und Politikern hinter verschlossener Tür geführt, 

während der Rest der Republik sich auf Demonstrationen die 

Füße platt steht oder im Internet übereinander herzieht? Wir 

sagen: Wenn wir über das Klima reden, soll dabei mehr her-

auskommen als heiße Luft: es braucht Werkzeuge, um den 

Wandel in die Tat umzusetzen. Wir zeigen Möglichkeiten auf: 

Wann gelingt Bürger:innenbeteiligung? Wie nutzt Direkte De-

mokratie dem Klima? Wie sehen Vorreiter-Projekte aus? Wir 

wollen und müssen eine echte Debatte führen, bei der mög-

lichst alle mitreden und mitentscheiden können. Faktenba-

siert, konstruktiv und demokratisch! Hierfür wollen wir uns 

engagieren. Machen Sie mit? /

Steffen Krenzer 

Mehr Demokratie, Projektleiter  

„Die Klimadebatte“

VERANSTALTUNGEN

28.07., 18.30–20 Uhr, Workshop 

Wie starte ich ein Bürgerbegehren für den 

Klimaschutz? 

Gesprächs-Workshop: Individuum oder System? 

Wer muss sich ändern? 

Regelmäßige Termine

21.07., 18.30–20 Uhr, Buchvorstellung und 

Diskussion 

Handbuch Klimaschutz: Wie kann Deutschland 

das 1,5-Grad-Zeil erreichen? 

04.08., 18.30–20 Uhr, Vortrag und Diskussion

More in Common-Studie: Einend oder spaltend? 

Klimaschutz und Zusammenhalt in Deutschland 

15.09., Abschlussveranstaltung „Die Klima

debatte“ mit musikalischer Begleitung

Anmeldung jeweils auf: www.die-klimadebatte.de/

veranstaltungen
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Jetzt bestellen unterJetzt bestellen unter 

www.klimawende.org
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ABSTIMMUNG21:
Die Aktion für direkte 

Demokratie

1 
Million Menschen stimmen zur Bundestagswahl über Kli-

ma, Volksabstimmung, Organspenden und Krankenhausfi-

nanzierung ab. In der Schweiz wären weder die Themen 

noch die Teilnehmerzahl eine Sensation – in Deutschland 

schon. Die vier Abstimmungsthemen stehen, das ambitionier-

te Ziel von 1 Million Teilnehmer*innen bleibt eine „fast“ un-

mögliche Aufgabe.

In den kommenden Monaten bis zur Bundestagswahl ent-

scheidet sich, ob wir das sehr ambitionierte Ziel von 1 Mio. 

Teilnehmer*innen zur ersten selbstorganisierten Volksab-

stimmung in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 

erreichen werden.

Ein guter Start

Ende Mai, stand der Zähler bei 170.088 Teilnehmer*innen. Ein 

sehr guter Start. Wir wollen deutlich mehr und das innerhalb 

der nächsten drei Monate. Ja, auch wir wanken immer wieder 

vor diesem hochgesteckten Ziel. Aber ohne würde es uns 

auch weniger Vergnügen bereiten.

Der erste Meilenstein

Vom 8. Februar bis 31. März wurden von openPetition und 

Change.org die beiden noch offenen Abstimmungsthemen in 

einem jeweils eigenständig organisierten Votingverfahren er-

mittelt. Insgesamt wurden die über 500 eingereichten Petiti-

onen 429.000 Mal unterzeichnet. 

Damit standen die vier Themen fest:

n	 Klimawende 1,5 Grad

n	 Bundesweite Volksabstimmung

n	 Organspenden – Widerspruchsregelung

n	 Keine Profite mit Krankenhäusern

Der zweite Meilenstein: Abstimmungsheft 2021

Bevor abgestimmt wird, wird informiert! Deshalb stellen wir 

nähere Informationen in einem Abstimmungsheft bereit. In 

dem Abstimmungsheft sind die Themen in Kürze vorgestellt, 

die Hintergründe, Pro- und Kontra-Argumente, Quellenhin-

weise für die eigene Vertiefung und die aktuell bekannten Po-

sitionen der Parteien.

Auf insgesamt 104 Seiten bekommen sowohl die Themen 

Raum, als auch ABSTIMMUNG21 als Pilotprojekt für die direk-

te Demokratie. 

UNSER ZIEL

TEILNEHMER*INNEN

1 0 0 0 0 0 0
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Der dritte Meilenstein: Die Hausparlamente

Bevor abgestimmt wird, wird debattiert! Hausparlamente 

sind private Gesprächsrunden, in denen zu einer politischen 

Fragestellung debattiert wird. In unserem Fall zu den vier Ab-

stimmungsthemen von ABSTIMMUNG21.

„Kann man den Menschen wirklich zutrauen, auf Bundes-

ebene Gesetze einzubringen und direkt abzustimmen?” oder 

„Würden bundesweite Volksabstimmungen die Ergebnisse 

unserer Politik verbessern?” Solche Fragen tauchen zum 

Beispiel in dem Hausparlament zum Thema Volksabstim-

mung auf, die wir von Mai bis August 2021 im ganzen Land zu 

unseren Abstimmungsthemen organisieren.

Für uns sind die Hausparlamente Neuland und wir freuen 

uns gemeinsam mit openPetition einen Anstoß zu Gesprä-

chen geben zu können. Wir sehen darin die Möglichkeit, un-

kompliziert und ohne großen zeitlichen Aufwand über wichti-

ge Themen ins Gespräch zu kommen – mit Freunden und 

Familie oder auch noch Unbekannten. 

www.openpetition.de/hausparlamente

Mit Ihrer Hilfe schaffen wir mehr!

So weit sind die Grundsteine gelegt. Jetzt soll es in Richtung 1 

Million Teilnehmer*innen gehen. Unsere Aktiven-Bewegung 

wächst und gedeiht: bisher haben sich schon über 600 Aktive 

und unterschiedliche Ortsgruppen angeschlossen. Wir möch-

ten mit den Aktiven vor Ort viele unterschiedliche Aktivitäten 

Anstoßen: Infostände, Pressegespräche, Hausparlamente etc. 

Wir wollen so viele Menschen wie möglich erreichen und ihnen 

ermöglichen, an der Abstimmung teilzunehmen. Wir möchten 

direkte Demokratie endlich erlebbar und erfahrbar machen.

Wir freuen uns, wenn wir nicht nur viele Menschen errei-

chen, sondern auch divers aufgestellt sind. Eine Demokratie 

ist nur stark, wenn sie Minderheiten schützt und die Möglich-

keit zur Partizipation bietet. Sie können dabei ganz einfach 

mithelfen: Verwandeln Sie zum Beispiel Ihren Spaziergang zu 

einem Aktionsgang und verteilen Sie dabei Flyer in die Brief-

kästen. Sprechen Sie Ihre Freund*innen und Bekannte an 

und gehen Sie in der Kita, auf dem Markt, beim Friseur oder 

an der Bushaltestelle auf Menschen zu.

Damit wir Abstimmungshefte, Abstimmungsunterlagen und 

Porto finanzieren können, sind wir auf Spenden angewiesen. /

Olaf Seeling

Mitglied bei Mehr Demokratie und 

Mitinitiator von Abstimmung 21.

Daniel Schily

Mitgründer von Mehr Demokratie 

und Vorstandsmitglied bei 

Democracy International.

Felicitas, Hannah und Ramona aus  

unserem Team helfen Ihnen dabei, sich 

für ABSTIMMUNG21 zu engagieren.

per Telefon: 040 317 691 08 1

per Mail: aktive@abstimmung21.de

UNTERSTÜTZEN SIE UNS MIT  

EINER SPENDE AN:

ABSTIMMUNG21 e.V.

Bank: GLS Bank

IBAN: DE14 4306 0967 1178 8825 00

BIC: GENODEM1GLS

Verwendungszweck: Bitte geben Sie hier Ihre

Anschrift (für die Spendenbescheinigung) und

ggf. E-Mail-Adresse an. 
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Europa

Konferenz zur 
Zukunft Europas 
gestartet!
Stefan Padberg gibt einen Überblick über die  

Planungen zwischen Vision und Realismus

Klimawandel & Umwelt
Gesundheit

Die EU in der Welt

soziale Gerechtigkeit

stärkere Wirtschaft

Werte und Rechte

Demokratie in Europa

digitaler Wandel

Migration

Bildung, Kultur, Jugend und Sport
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Europa

N
un ist sie also doch noch zustande gekommen, die 

„Konferenz zur Zukunft Europas“. Als großes Projekt 

der dialogischen Bürgerbeteiligung von EU-Parlament 

und EU-Kommission Ende 2019 angekündigt, war es nach dem 

Beginn der Corona-Welle still um die Konferenz geworden. Ir-

gendwann wurde dann klar, dass man das ursprünglich geplan-

te Präsenzformat an die Corona-Situation anpassen musste.

Aber nicht nur das war ein Problem. Das größere Problem 

war die zögerliche Haltung der Mehrheit der Regierungen im 

Rat. Sie hatten zum großen Teil Mühe, das ambitionierte Vor-

haben von Parlament und Kommission mitzutragen und ha-

ben es kräftig eingedampft. Insbesondere wehrten sie sich 

gegen jede Debatte über Vertragsänderungen.

Die Konferenz wird nun nicht mehr zwei Jahre dauern, 

sondern nur noch ein knappes Jahr. Den Endzeitpunkt nach 

hinten zu schieben soll auf den Widerstand des französischen 

Präsidenten gestoßen sein, der sich im Frühjahr 2022 im 

Wahlkampf befinden wird und die Konferenz und ihre Ergeb-

nisse wohl gerne miteinbeziehen möchte.

Des weiteren werden die Bürgerforen, die eigentlichen 

Herzstücke der Bürgerbeteiligung, vor allem in digitaler Form 

stattfinden. Es soll jetzt nur noch vier Bürgerforen geben, von 

denen sich jedes zweimal treffen soll. Außerdem soll jedes Fo-

rum drei bis vier der etwa zehn Schwerpunktthemen bearbei-

ten. Dies ist im Vergleich zum Parlamentsentwurf eine deutli-

che Einschränkung.

Dafür werden sie ergänzt durch eine digitale Plattform, 

bei der jede:r Bürger:in Vorschläge einbringen kann. Sie ist 

zu einem interessanten Tool geworden, mit dem sich auch 

Veranstaltungen bekannt geben lassen. Sie ist erreichbar un-

ter www.futureeu.europa.eu.

Aufbau der Konferenz

Das Plenum der Konferenz, das „ein ausgewogenes Ge-

schlechterverhältnis aufweisen“ soll, wird den Kern der 

Konferenz bilden. Es besteht aus 433 Teilnehmer:innen. 

Neben Vertreter:innen der EU-Institutionen werden auch 

Vertreter:innen nationaler Parlamente und aus der Zivilgesell-

schaft sowie Delegierte der Bürgerforen teilnehmen. „Zu gege-

bener Zeit“ wird das Plenum seine Vorschläge dem Exekutiv-

ausschuss vorlegen. Er besteht aus je 3 Vertreter:innen von 

Parlament, Kommission und Rat sowie 4 Beobachter:innen und 

erstellt am Ende den Bericht mit den Änderungsvorschlägen. 

Das Präsidium wird aus je einem Vertreter oder einer Vertre-

terin der drei EU-Institutionen gebildet: Guy Verhofstadt, Ursu-

la von der Leyen sowie Charles Michel.

Gegenwärtig (10.6.2021) ist der Ablauf, die vier Bürgerfo-

ren betreffend, noch etwas unklar. Die 200 gelosten 

Bürger:innen pro Forum sollen die über die digitale Plattform 

hereingekommenen Vorschläge sichten und gewichten. Darü-

ber hinaus sollten sie aber auch Expert:innen-Input zu den ver-

schiedenen Themen bekommen und darüber sprechen.

Die schiere Menge der mittlerweile über die digitale Platt-

form eingegebenen Vorschläge und die Debatten, die sich 

daran entzündet haben, könnten es allerdings schwer ma-

chen, daraus brauchbare Vorschläge für die Bürgerforen zu 

entnehmen. Eine verpasste Chance zur Vertrauensbildung 

wäre es, wenn sich die EU-Institutionen nur die „Rosinen“ 

aus den Vorschlägen herauspicken, die ihnen genehm sind. 

Eine Deliberation unter Berücksichtigung auch EU-kritischer 

Meinungen ist für die Vertrauensbildung des ganzen Prozes-

ses eigentlich unabdingbar. Die Gefahr besteht, dass der Pro-

zess in den Bürgerforen wieder zurückfällt in das Muster der 

bekannten Anhörungen.

Was den Expert:innen-Input angeht, ist bis jetzt nicht zu er-

kennen, wie differenzierte Expertisen zu den verschiedenen 

Themen für die Bürgerforen ausgewählt und im Zeitplan be-

rücksichtigt werden. Die Deliberationsprozesse in den Bürger-

foren können letztendlich nur so gut sein wie die Experten-In-

puts differenziert und kontrovers sind. Das zeigen alle 

Erfahrungen, die wir bisher mit gelosten Bürgerräten gemacht 

haben. Man darf gespannt sein, was die Organisatoren dieser 

mehrsprachigen Bürgerforen – es soll Übersetzungen in alle 24 

Amtssprachen der EU geben – in dieser Hinsicht geplant haben.

Ergänzt werden sollen die Bürgerforen durch nationale und 

grenzüberschreitende regionale Bürgerdialoge. Hier setzt 

Frankreich tatsächlich Maßstäbe, zumindest zahlenmäßig: es 

werden dort 18 nationale geloste Bürgerdialoge durchgeführt 

werden. Deutschland kocht hier wie immer „auf Sparflamme“: 

Auf der Website der Bundesregierung sind lediglich vier „Zu-

kunftsdialoge“ im klassischen Anhörungs-Setting angekündigt. 

Offenbar traut man den Bürger:innen nicht über den Weg.

Noch ist es Zeit, dies zu ändern. Bürger:innen und 

Aktivist:innen aus der Zivilgesellschaft sollten unsere Regie-

rung auffordern, hier nachzulegen und ähnlich wie in Frank-

reich nationale Bürgerforen organisieren.

Erwartungen anpassen

Die Zukunftskonferenz ist einerseits eine Gelegenheit für 

Bürgerinnen und Bürger wie auch für die Zivilgesellschaft 

und andere Akteure, sich einzubringen. Die inhaltliche Breite 

der Debatte wird aber angesichts des deutlich reduzierten 

Zeitvolumens verengter sein, als ursprünglich gehofft. Auch 

das digitale Format halte ich bei kontroversen Debatten eher 

für ungeeignet.

 Die Überlegungen in der europäischen Citizens Take 

Over Europe Allianz, eigene Foren im digitalen Format zu 

organisieren und deren Ergebnisse im offiziellen Konferenz-

prozess zur Geltung zu bringen, ist deshalb nicht unberech-

tigt. Wer sich hierzu Gedanken machen möchte, findet die 

entsprechenden Kontaktmöglichkeiten hier: 

www.citizenstakeover.eu

Stefan Padberg

Moderator AK Europa 

Mehr Demokratie.
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E
inen schlichten Titel trägt dieser 

Sammelband, aber manchmal 

ist mit schlichten Worten alles 

gesagt: Über dreißig Forscherinnen und 

Forscher aus fünf Ländern würdigen mit 

ihren Beiträgen Otmar Jung, der ohne 

Übertreibung als Vater der Forschung 

zur direkten Demokratie, jedenfalls in 

Deutschland, gelten kann. Dabei ist er 

nicht einfach Pionier, sondern hat bis 

heute ein reiches Schrifttum zur Thema-

tik vorgelegt und damit über den sprich-

wörtlichen Elfenbeinturm hinaus auch 

die politische Debatte zum Positiven be-

einflusst. Dass er ehrwürdiges Mitglied 

des Kuratoriums von Mehr Demokratie 

e.V. ist, sei hier nicht verschwiegen. Der 

Clou an Jungs Schaffen: Er ist nicht nur 

examinierter Jurist, sondern auch Po-

litologe und Historiker. Entsprechend 

umfassend und methodisch versiert 

und differenziert bearbeitet er sein Le-

bensthema.

Das stellt auch Dian Schefold in seiner 

Laudatio auf den Jubilar, mit der der 

Band inhaltlich beginnt, heraus (1-10). 

Schefolds Text macht sofort Lust, Jungs 

Werke (erneut) zu lesen. Dabei hilft das 

ausführliche Werkverzeichnis Otmar 

Jungs am Ende des Buches (779-795).

Im weiteren Verlauf des Bandes 

bleibt es nicht bei Respektsbekundun-

gen und Lobeshymnen – die durchaus 

und zu Recht immer wieder einge-

streut werden – , sondern geht es in-

haltlich ans Eingemachte. In insgesamt 

acht Sektionen wird eine Vielzahl von 

Grundsatz- und Detailfragen behan-

delt. Breite und Tiefe der Beiträge kann 

hier bestenfalls angerissen werden.

Dabei erklingt aus dem Band kein 

großer Chor der Einigkeit. Vielmehr ist 

der Anspruch, differenzierte Ansich-

ten wiederzugeben und Kontroversen 

weiterzuführen. Das wird besonders in 

der ersten Sektion klar, die mit einem 

Beitrag von Prof. Frank Decker eröff-

net. Decker ist bekannt als Kritiker der 

Volksgesetzgebung, also „von unten“ 

initiierter Verfahren. Dies begründet er 

mit der Unverträglichkeit mit unserer 

Verfassungsordnung. Was auf den ers-

ten Blick in sich schlüssig wirkt, über-

zeugt nicht: Was wäre denn an einer 

eher konkordanzdemokratischen (lat.: 

auf Übereinstimmung basierenden] Ver-

fassungswirklichkeit verwerflich? Inwie-

fern zudem die von Decker favorisierten 

Verfahren des Plebiszits „von oben“ und 

eines mit hohen Hürden versehenen fa-

kultativen Referendums eine Abhilfe für 

bestehende Probleme der Verfassungs-

wirklichkeit sind, wird nicht recht klar. 

Das arbeitet auch Hermann K. Heußner 

in seinem fundierten Plädoyer für eine 

halbdirekte Demokratie heraus, wenn er 

Plebiszite „von oben“ als „Prämie auf 

die Macht“ entlarvt. Und auch Werner 

J. Patzelt widerspricht Decker, vertritt 

Direkte Demokratie 
 Eine Rezension der Festschrift für Otmar Jung von Philipp Deeg
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Übergabe der Festschrift durch den Mitherausgeber Prof. Dr. Hermann K. Heußner.



Rezension

41

im Detail aber andere Auffassungen als 

Heußner: Während dieser dem fakulta-

tiven Referendum nichts abgewinnen 

kann, sieht Patzelt auch darin ein sinn-

volles Instrument – und wohlgemerkt: 

ein Instrument, kein Element. Darauf 

legt Patzelt Wert. Denn Element klinge 

zu statisch und dekorativ, wohingegen 

Instrumente etwas „fein justierbare[s]“ 

(97) seien. Damit werde das Augenmerk 

stärker auf die Nützlichkeit gelenkt – ein 

Beitrag zur Versachlichung.

Auch die weiteren Aufsätze sind 

spannend und lehrreich. Volker Haug 

arbeitet die Tendenz der deutschen 

Verfassungsgerichtsbarkeit heraus, 

Parlamente gegenüber der Volks-

gesetzgebung zu stärken, wobei 

besonders das Hamburger Gericht 

freimütig ein eigenwilliges Souveräni-

tätsverständnis an den Tag lege.

Hans-Herbert von Arnims Beitrag 

überrascht zunächst, befasst er sich 

doch mit der Wahlrechtsproblematik 

wachsender Parlamente. Wie sich das in 

die Festschrift einfügt, wird aber schnell 

klar: Direkte Demokratie könne – zumal 

auf Länderebene, wo die Instrumente 

schon bestehen – Abhilfe schaffen.

„Der Zeitpunkt der Einführung 

der Instrumente von Bürgerbegehren 

Dr. Philipp Deeg

Mitarbeiter Landes

geschäftsstelle von  

Mehr Demokratie 

Baden-Württemberg 

und Bürgerentscheid bedeutet nicht 

zwangsläufig, dass diejenigen Bundes-

länder, die diese plebiszitären Elemente 

früher einführten als andere, auch heu-

te noch eine Vorreiterrolle haben“, stellt 

Jan Seybold fest (353). Das möchte man 

aus baden-württembergischer Sicht, 

wo es die Instrumente mit Abstand am 

längsten gibt, der neuen Landesregie-

rung gerne ins Stammbuch schreiben.

Frank Rehmet und Tim Willy Weber 

werfen, basierend auf ihrem mit Neelke 

Wagner verfassten Buch „Volksabstim-

mungen in Europa“ (vgl. mdmagazin 

1/2020), einen vergleichenden Blick auf 

Volksinitiative und fakultatives Refe-

rendum in 43 Staaten. Daraus leiten sie 

ein hohes wechselseitiges Lernpoten-

tial ab. Zudem stellen sie fest, dass er-

wartbar mehr Praxis zu mehr positiven 

Erfahrungen führt, zugleich aber mehr 

Praxis vor allem dann zustande kommt, 

wenn Abstimmungen obligatorisch 

oder von unten initiiert werden.

Axel Tschentscher beobachtet in der 

Schweiz Debatten über Reformen, aber 

auch über Erschwerungen direkter De-

mokratie. Dass dabei eher unnötige Ver-

schärfungen mehr Anklang in der Politik 

finden als dringend nötige Verbesserun-

gen, wirft die Frage auf, ob der in 

Deutschland mantraartig vorgebrachte 

Einwand gegen direkte Demokratie, die 

Schweiz habe halt „anderer Traditionen“, 

nicht ein Feigenblatt ist und es sich hier 

wie dort um eine Machtfrage handelt.

Am Ende bietet der Sammelband 

nicht nur Neues, dafür aber umso umfas-

sender eine Bestandsaufnahme des For-

schungsstandes. Nur eine Facette ver-

misst man: Nicht ein genuin historischer 

Beitrag ist enthalten, was angesichts 

des Werdegangs des Jubilars Jung doch 

überrascht. Aber das ist angesichts des 

Umfangs und der dargebotenen Vielfalt 

nur ein geringfügiger Einwand. Dass die 

Lektüre für Laien eher ermüdend sein 

dürfte, ist kein valides Argument ge-

gen ein Fachbuch. Wer sich künftig wis-

senschaftlich mit direkter Demokratie 

befasst, wird an dem Sammelband als 

Hilfsmittel und Nachschlagewerk nicht 

vorbeikommen. /

Hermann K. Heußner/

Arne Pautsch/Fabian 

Wittreck (Hrsg.): 

Direkte Demokratie. 

Festschrift für Otmar 

Jung. Stuttgart 2021.
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Prof. Dr. Otmar Jung, geb. 

1947 in Würzburg, ist ein 

deutscher Politikwissen-

schaftler, dessen For-

schungsschwerpunkt die 

direkte Demokratie in 

Deutschland unter den 

Aspekten der juristischen 

Zeitgeschichte und der 

Verfassungspolitik ist.  

Er ist Privatdozent am 

Otto-Suhr-Institut für 

Politikwissenschaft der 

Freien Universität Berlin.
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Wünschen sich nur  
zehn Prozent mehr  
direkte Demokratie?
Die Brettschneider-Studie zu Demokratieeinstellungen –  

eine Analyse von Philipp Deeg

N
ur gut zehn Prozent der Be-

fragten wünschen sich eine di-

rektdemokratische Mitsprache 

durch Volksabstimmungen. Dieser Be-

fund geht aus einer Pressemitteilung 

der Uni Hohenheim zu einer Studie un-

ter der Überschrift „10 Jahre Politik 

des Gehörtwerdens: Bürger-Dialog 

stärkt Demokratie“ vom 08.03.21 her-

vor. Um festzustellen, wie wichtig den 

Menschen in Baden-Württemberg Be-

teiligung ist und wie zufrieden sie mit 

den bestehenden Möglichkeiten sind, 

wurden in einer Studie der Uni Hohen-

heim 4.066 Menschen befragt – 2.513 

Personen in Baden-Württemberg und 

1.553 im restlichen Bundesgebiet. „Die 

Bürgerinnen und Bürger wollen gar 

nicht unbedingt selbst entscheiden, 

aber sie wollen transparent und ver-

lässlich informiert werden und mitre-

den können“, fasst Prof. Dr. Brett-

schneider die Ergebnisse zusammen.

wählten Mitgliedern des Gemeinde-

rats getroffen werden.

2)	 Wichtige politische Entscheidungen 

sollten grundsätzlich von den ge-

wählten Mitgliedern des Gemeinde-

rats getroffen werden. Aber sie soll-

ten vorher Bürgerinnen und Bürger 

anhören und deren Empfehlungen 

in ihre Überlegungen einbeziehen.

3)	 Wichtige politische Entscheidungen 

sollten direkt von der Bevölkerung 

getroffen werden – in einem lokalen 

Bürgerentscheid.

4)	 Wichtige politische Entscheidungen 

sollten direkt von der Bevölkerung 

getroffen werden – in einem lokalen 

Bürgerentscheid. Vorher sollte aber 

immer eine intensive Bürgerbeteili-

gung stattfinden.

Wie man sieht, werden eine repräsenta-

tive Demokratie, in der „grundsätzlich“ 

(also nicht immer!) Gewählte Entschei-

dungen treffen, und eine direkte Demo-

Die behauptete geringe Zustimmung zu 

direktdemokratischen Verfahren lässt 

aufhorchen und verlangt einen genaue-

ren Blick in die Studie. Eine Leitfrage 

lautet (S. 2): „Welche Demokratie-Vari-

anten werden gewünscht – repräsenta-

tive, direkt-demokratische oder dialogi-

sche?“ Die Auswertung (S. 18), aufgeteilt 

nach Politikebenen, zeigt: Es sprechen 

sich, je nach Politikebene und Befrag-

tengruppe, nur zehn bis zwölf Prozent 

für die direktdemokratische Demokra-

tievariante aus. Kann man daraus 

schließen, dass die meisten Menschen 

gegen Volksabstimmungen sind? Dazu 

muss man klären, wonach gefragt wur-

de und woran die Studie eigentlich inte-

ressiert ist. Die Befragten hatten die 

Auswahl zwischen vier Antwortmög-

lichkeiten, welche Demokratieform sie 

bevorzugten:

1)	 Wichtige politische Entscheidungen 

sollten grundsätzlich von den ge-
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kratie, in der die Bürger Wichtiges (was 

schwer definierbar ist) selbst entschei-

den, einander hart gegenübergestellt. 

Das ist missverständlich, da eine solch 

reine Direktdemokratie weder existiert 

noch ernsthaft gefordert wird. Die fünf-

te Antwortmöglichkeit einer Kombinati-

on von repräsentativen, direktdemokra-

tischen und dialogischen Elementen 

fehlt hingegen völlig.

Das ist unglücklich, liegt aber am Gegen-

stand der Untersuchung: Der Studie 

geht es nicht darum, ob repräsentative 

und direkte Demokratie Widersprüche 

oder sinnvolle Ergänzungen zueinander 

sind. Stattdessen interessiert sie sich 

vorrangig für dialogische Demokratie. 

Das ist schon am Anlass der Arbeit er-

kennbar: zehn Jahre „Politik des Gehört-

werdens“, mit der Winfried Kretschmann 

2011 der erste grüne Ministerpräsident 

wurde. „Hier hat die Arbeit der bundes-

weit ersten Staatsrätin für Zivilgesell-

schaft und Bürgerbeteiligung offenbar 

positive Spuren hinterlassen“, meint 

Prof. Dr. Brettschneider. Gehörtwerden 

ist aber bekanntermaßen noch nicht 

zwingend Erhörtwerden. Die Studie 

scheint diese Unterscheidung auch vor-

zunehmen. Denn einleitend heißt es (S. 

2, Hervorhebungen PD): Zur ‚Politik des 

Gehörtwerdens‘ „zählten Erleichterun-

gen für die Durchführung direkt-demo-

kratischer Verfahren. Vor allem aber 

wurden Verfahren der informellen Bür-

gerbeteiligung entwickelt, […]. Wie die 

Bevölkerung in Baden-Württemberg sol-

che Verfahren wahrnimmt […], wird in 

der vorliegenden Umfrage untersucht“. 

Die informellen, dialogischen Neuerun-

gen stehen also im Fokus. Dabei kommt 

sowohl die Verbindung direkter als auch 

repräsentativer Demokratie mit dialogi-

schen Elementen jeweils besser weg – 

wenn auch im direktdemokratischen Be-

reich nur geringfügig. Dass eine breite 

Mehrheit gegen direkte Demokratie ist, 

lässt sich dagegen nicht sagen. Sonst 

könnte man auf derselben Datenbasis 

sagen, dass sich rund ein Viertel der Be-

fragten sehr wohl direkte Demokratie 

wünschen (Varianten 3 und 4 addiert) – 

oder dass nur zwischen vier und acht-

zehn Prozent eine repräsentative Demo-

kratie wollen (Variante 1 auf den 

unterschiedlichen Politikebenen). So 

kann und sollte die Studie nicht gelesen 

werden.

Auch S. 72 der Studie relativiert die 

in der Pressemeldung prominent plat-

zierte Aussage über direkte Demokra-

tie: Drei Viertel der Befragten in Baden-

Württemberg (und bundesweit immer 

noch respektable 70 Prozent) würden 

an Volksabstimmungen oder Bürger

entscheiden teilnehmen – 42 Prozent 

haben dies schon getan.

Eine Civey-Umfrage vom Oktober 

2019, die sich für die Ergänzung der 

parlamentarischen Demokratie inter-

essiert, rundet das Bild ab: Zwei Drittel 

der Befragten glauben, dass Bürgerbe-

teiligung die Demokratie stärkt. Diesel-

be Aussage über direkte Demokratie 

trifft immer noch mehr als die Hälfte. 

Nur gut elf Prozent meinen, niemand 

solle einen Volksentscheid veranlassen 

dürfen, gegenüber zwei Dritteln, die 

dieses Recht den Bürgern zugestehen. 

53 Prozent sagen, Volksentscheide 

sollten durch Bürgerräte vorbereitet 

werden. Diese Umfrage spiegelt damit 

den stabilen Trend der letzten Jahr-

zehnte wider.

Dr. Philipp Deeg

Mitarbeiter Landes

geschäftsstelle von  

Mehr Demokratie 

Baden-Württemberg 

Link zur Pressemitteilung: 

www.uni-hohenheim.de/

Link zur Studie: 

Link zur Civey-Umfrage: 

(nur mit Benutzerkonto)

Nötig ist also die Verbindung aller drei 

Säulen der Demokratie: repräsentativ, 

dialogisch, direktdemokratisch. Dazu 

braucht es für Beteiligung offene Parla-

mente, neue und weiterzuentwickelnde 

Instrumente wie Bürgerräte, gerade in 

digitalen Zeiten aber auch innovative 

Software wie Consul – und Volksbegeh-

ren und Volksentscheide als Ergänzung 

und Korrektiv. Dem widerspricht die Ho-

henheimer Studie nicht – auch wenn die 

dortige Presseabteilung etwas anderes 

vermittelt. /Dass eine breite Mehrheit 

gegen direkte Demokratie 

ist, lässt sich dagegen nicht 

sagen. Sonst könnte man auf 

derselben Datenbasis sagen, 

dass sich rund ein Viertel der 

Befragten sehr wohl direkte 

Demokratie wünschen.
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„Moin, Demokratie!“. Titel der ersten 

Folge: „Wie viel Demokratie (v)erträgt 

Bremen noch?“

www.tinyurl.com/moindemokratie01 

Hamburg

Die Verhandlung vor dem Hamburger 

Verfassungsgericht zu unserem Volks-

begehren für Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheide steht noch immer 

aus. Neu berufen wurde die Richterin 

Dr. Roda Verheyen, die viel Erfahrung 

mit der direkten Demokratie in Ham-

burg mitbringt und gerade erfolgreich 

die Klimaklage vor dem Bundesverfas-

sungsgericht gewonnen hat.

Bei ABSTIMMUNG21 sind die Grund-

lagen für die Abstimmung gelegt. Jetzt 

unterstützen wir in Hamburg bei der 

Mobilisierung. Im August steht die 

nächste Landesmitgliederversammlung 

an, auf der auch ein neuer Vorstand ge-

wählt wird.

Ein Gesetz, welches Fristaussetzun-

gen für direktdemokratische Verfahren 

bei Corona-bedingten Einschränkun-

gen regelt, läuft Ende Juni aus. Wir set-

zen uns für eine demokratiefreundliche 

Veränderung des Gesetzes ein, damit 

Initiativen durch Corona nicht auf das 

Abstellgleis geführt werden.

Hessen

An unserer Bürgerbegehrens-Kampag-

ne arbeiten wir mittlerweile im Team 

mit engagierten Mitgliedern des Lan-

desverbandes. Wir besprechen die 

nächsten Schritte, politischen Druck 

auf die hessischen Abgeordneten aus-

zuüben, und planen medienwirksame 

 

Baden-Württemberg

Bei der Landtagswahl am 14. März entfiel 

ein Rekordwert von 12 Prozent der Stim-

men auf Parteien, die an der Fünf-Pro-

zent-Hürde scheiterten. Deswegen ha-

ben wir verstärkt zur Ersatzstimme 

gearbeitet und bleiben weiter dran. Im 

Koalitionsvertrag steht schönerweise, 

dass die (ähnlich gestrickte) integrierte 

Stichwahl bei Bürgermeisterwahlen ge-

testet werden soll. Auch soll das bei uns 

schwache Informationsfreiheitsgesetz 

zu einem Transparenzgesetz werden – 

das hatten wir zusammen mit Transpa-

rency International und NABU gefordert. 

Parallel zur Wahl gab es vier Bürgerent-

scheide, darunter der 600. der Landes-

geschichte. Wir haben vorgeschlagen, 

die dreimonatige Einreichungsfrist bei 

Bürgerbegehren generell auszusetzen. 

Die Coronazeit hat gezeigt, dass wir die 

Frist nicht brauchen! Zur Verabschie-

dung von Staatsrätin Erler hatten wir ein 

letztes spannendes Gespräch im KON-

TEXT Magazin, Titel: „Keine Angst vor 

den BürgerInnen“. 

 

Bayern

CSU/Freie Wähler haben im Mai ein Lob-

byregistergesetzesentwurf vorgelegt. Er 

fördert die Transparenz, geht uns aber 

nicht weit genug. Daher schließen wir 

uns mit der Regionalgruppe Bayern von 

Transparency International zusammen, 

um unsere Forderungen zu verstärken.

Mit der Vorstellung von „Abstim-

mung21“ bei unserem Online-Mitglieder-

abend am 10.06. startet die Volksab-

stimmungs-Kampagne offiziell in 

Bayern. Mitglieder und Interessierte 

können entsprechendes Infomaterial 

für eigene Aktionen beim Münchener 

Büro ordern. 

Seit März ist unsere Stelle in der 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit durch 

Jan Renner besetzt. 

 

Berlin

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat am 

6. Mai einen Klimabürgerrat beschlos-

sen. Damit greift das Landesparlament 

die im letzten Jahr von Mehr Demokra-

tie unterstützte Volksinitiative auf, die 

einen losbasierten Bürgerrat zum Kli-

maschutz forderte. Der Bürgerrat soll 

noch in dieser Wahlperiode ausge-

schrieben werden, wird aber erst nach 

der Wahl im September einberufen wer-

den. Berlin ist damit das erste Bundes-

land, in dem das Parlament einen 

Klimabürgerrat auf den Weg bringt.

Bremen/Niedersachsen

Der Landesverband Bremen/Nieder-

sachsen hat Ende Mai einen neuen Vor-

stand gewählt. Neben den beiden bis-

herigen Landessprechern Katrin Tober 

und Dirk Schumacher gehören ihm an: 

Hannah Lübbert, Lüneburg, Studentin 

und Co-Autorin eines Spiegel-Bestsel-

lers; Prof. Dr. Thomas Risse, Informati-

ker, Hochschullehrer, Bremen; Dr. Paul 

Tiefenbach, Bremen, Politologe, Ver-

antwortlicher Leiter des erfolgreichen 

Volksbegehrens für ein neues Bürger-

schafts-Wahlrecht (2006); Karde 

Wirtz, Oldenburg. Juristin, Oldenburg: 

Rainer Wördehoff, Diplom-Designer, 

Holdorf. Zudem etablierte der Landes-

verband einen neuen Podcast namens 

Neues aus den
Landesverbänden
Mit Terminen vor Ort.

Ländertelegramm
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staltung statt. Thema war der Zustand 

der direkten Demokratie und mögliche 

Maßnahmen, um diese zu verbessern. 

In der 1,5-stündigen Veranstaltung 

hielt Frank Rehmet, Politikwissen-

schaftler und langjähriger Mitarbeiter 

bei Mehr Demokratie, ein spannendes 

Referat, um über das Thema zu infor-

mieren. An den Vortrag schloss sich 

die Diskussionsrunde an, bei der die 

Zuhörer:innen die Gelegenheit beka-

men, Fragen zu stellen und ihre Mei-

nung zum Thema zu erläutern. Von al-

len Beteiligten wurde die Veranstaltung 

als sehr gelungenes Event empfunden, 

einzig die Beteiligung lässt für das 

nächste Mal auf mehr hoffen.

Schleswig-Holstein

Unser Landesvorstand hat, zusammen 

mit einigen Mitgliedern, ein Diskussi-

onspapier erarbeitet. Mehr Demokra-

tie e.V. Schleswig-Holstein schlägt vor, 

die direkte Demokratie in Schleswig-

Holstein auf Landesebene und auf 

kommunaler Ebene durch das Instru-

ment von deliberativen Bürgerräten zu 

ergänzen. Bürgerrats-Initiativen gibt 

es bisher in Flensburg, Neumünster 

und Lübeck.

 

Thüringen

Auch dieses Jahr lädt Mehr Demokra-

tie erneut zur Demokratie-Wanderung 

ein. Der bereits zur Tradition geworde-

ne Ausflug soll am ersten September-

wochenende stattfinden. Das diesjäh-

rige Ziel ist das Konzentrationslager 

Buchenwald und die nähere Umge-

bung, wie der Stern, das Schloss, die 

Bahntrasse und selbstverständlich ei-

nen bezaubernden Naturraum: den Bu-

chenwald selbst. Die Wanderung star-

tet um 10 Uhr am Weimarer Bahnhof 

und soll insgesamt rund 10 km umfas-

sen. Nach rund 3,5 Stunden, also um 15 

Uhr, finden wir uns dann wieder am 

Ausgangspunkt unserer Route ein. 

Eine Brotzeit ist im Programm vorge-

sehen, für Getränke ist jeder selber 

verantwortlich. 

Aktionen zum Thema. Die nächsten Mo-

nate sind für das Gelingen unserer 

Kampagne zentral!

Die von uns unterstützten Einsprü-

che gegen die Rechtmäßigkeit des Aus-

schlusses der 16- und 17-Jährigen von 

der Kommunalwahl in Kassel und Mar-

burg wurden von den jeweiligen Verwal-

tungen abgelehnt. Nun beschreiten wir 

in beiden Städten den Klageweg und 

kommen für die Kosten des Verfahrens 

auf – ein Novum für unseren Landesver-

band. Wir hoffen, dass das Thema Wahl-

recht 16 im Hinblick auf die kommende 

Bundestagswahl auch politisch Fahrt 

aufnimmt. Viele kleine Listen haben bei 

der Kommunalwahl es aufgrund der 

nicht vorhandenen 5%-Hürde geschafft. 

Dass mehr Vielfalt auf kommunaler Ebe-

ne vertreten ist, sehen wir als gutes Zei-

chen für die lokale Demokratie an. 

Nordrhein-Westfalen

Der Landesverband unterstützt zur 

Bundestagswahl das Projekt ABSTIM-

MUNG21. Mitte Mai wurde ein Online-

Mitgliederabend dazu veranstaltet, wie 

sich Interessierte aktiv einbringen kön-

nen. Bis zur Wahl im September sind 

Infostände, Themenabende und Flyer-

Verteilaktionen geplant. 

Als Kooperationspartner der Ini-

tiative ERSTWAHLHELFER bildet der 

Landesverband junge Erwachsene, 

die zum ersten Mal wählen gehen, zu 

Wahlhelfer:innen aus. Insbesondere 

Menschen aus politikfernen Haushalten 

soll so Demokratie nähergebracht wer-

den. Dazu bietet der Landesverband im 

August und September mehrere Semi-

nare an. 

Die nächste Landesmitgliederver-

sammlung findet am 23. Oktober 2021 

in Wuppertal statt. 

Rheinland-Pfalz

Im März wurde in Rheinland-Pfalz ein 

neuer Landtag gewählt. Wir haben es 

geschafft: Die direkte Demokratie ist im 

Koalitionsvertrag von SPD, Grüne und 

FDP! Konkret steht im Koalitionsvertrag, 

dass das Wahlalter bei Kommunal- und 

Landtagswahlen auf 16 Jahre gesenkt 

werden soll. Außerdem soll es ein Wahl-

recht für EU-Bürger:innen bei Landtags-

wahlen und ein kommunales Wahlrecht 

für Menschen aus Nicht-EU-Staaten mit 

legalen Aufenthalt in Deutschland ge-

ben. Beides sind Forderungen von Mehr 

Demokratie Rheinland-Pfalz. Bei Volks-

begehren soll die Unterschriftenhürde 

gesenkt werden, zum Beteiligungs-

quroum und Beteiligungsalter liegen 

Prüfaufträge vor. Auch Bürgerräte wer-

den im Koalitionsvertrag erwähnt, aller-

dings deutlich zurückhaltender als bei-

spielsweise in Baden-Württemberg. In 

Rheinland-Pfalz wolle man das Verfah-

ren auf Kommunal- und Landesebene 

zunächst nur probeweise einsetzen, um 

eigene Erfahrungen zu machen. Jetzt 

heißt es: Dran bleiben. Wir werden die 

Koalitionsfraktionen nötigenfalls daran 

erinnern, dass sie ihre Versprechen aus 

dem Vertrag nicht vergessen dürfen. 

Sachsen

Für die in Sachsen geplante Verfassungs-

änderung hat der Landesvorstand Sach-

sen ein Positionspapier erarbeitet und mit 

allen 3 Regierungsfraktionen Gespräche 

geführt. Diskutiert wurden u.a. die Einfüh-

rung eines „Volkseinwandes“, die Herab-

setzung des Quorums für Volksbegehren 

und Volksentscheide, Beteiligungsrechte 

in Land und Kommunen, und die beraten-

de Mitarbeit im entstehenden parlamen-

tarischen Arbeitskreis. Die Gespräche 

wurden von allen Seiten als erfolgreich 

eingeschätzt. Nun soll es in die zweite 

Gesprächsrunde gehen. Hierzu sollen den 

beteiligten Fraktionen noch einmal ein-

dringlich unsere Positionen argumentativ 

dargelegt werden, um anschließend wie-

der miteinander beraten zu können. Wei-

terhin wurde auf Initiative des Landesver-

bandes Sachsen ein Corona-Bürgerforum 

im Freistaat etabliert.

Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt fand am 28.05 seit 

langem wieder die erste Onlineveran-

Ländertelegramm
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Warum gründet Mehr Demokratie keine Partei? 

Liebes Mitglied – liebe Förder:in!

Immer wieder wird die Frage gestellt, warum Mehr Demokratie keine Partei gründet. 

Denn es ist klar, dass Mehr Demokratie ein politisches Schwergewicht darstellt und 

somit auch politisch Einfluss ausübt. Warum also die bestehenden Ideale, Inhalte und 

Strukturen nicht in die Form einer Partei überführen? Könnten wir im Parlament 

nicht viel direkter und besser wirken? Die Antwort auf diese Frage hat vor allem mit 

der Rolle von Mehr Demokratie zu tun. 

Der ehemalige Greenpeace-Chef Thilo Bode hat Mehr Demokratie nicht um-

sonst einmal als Mutter aller Nichtregierungsorganisationen bezeichnet. Wir ma-

chen den Weg frei, damit andere politisch Einfluss nehmen können. Demokratische 

Mitbestimmungsmöglichkeiten auch außerhalb von Wahlen sollen allen politischen 

Kräften (im Rahmen des Grundgesetzes) zur Verfügung stehen. „Mir gefällt nicht 

was du sagst, aber ich werde mich immer dafür einsetzen, dass du es sagen darfst“ 

– das ist allzu oft unsere Devise. So haben wir schon viel erreicht: in allen Bundes-

ländern gibt es nun Bürger- und Volksbegehren. Auf Bundesebene haben wir be-

reits zwei losbasierte Bürgerräte durchgeführt. Nur durch überparteiliches Agie-

ren schaffen wir es, die gesellschaftlichen und parteipolitischen Mehrheiten zu 

überzeugen, um unsere Ziele zu erreichen.

Würden wir eine Partei gründen, müssten wir zu unterschiedlichsten inhaltli-

chen Themen eine Position finden, nicht nur zur Demokratie. Das würde so wahr-

genommen als ob für uns mehr Mitbestimmung und Bürgerbeteiligung Mittel zum 

Zweck wären, nämlich um bestimmte Inhalte durchzusetzen oder unsere eigene 

Basis zu stärken. Ähnliches ist zum Beispiel beim Thema Wahlalter 16 und den Grü-

nen zu beobachten. 

Eine Partei gründen ist auch schlichtweg nicht unser Weg – und es ist auch 

nicht der einzige Weg, um demokratisch Verantwortung zu übernehmen. Wir sind 

so etwas wie das demokratische Gewissen – glaubwürdig und flexibel in unserer 

außerparlamentarischen Rolle. 

Beste Grüße aus dem Mitgliederservice und dem Mehr Demokratie-Bundesbüro

Kontakt: mitgliederservice@mehr-demokratie.de, Telefon 07957 92 39 050
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Einladung zur Bundes- 
mitgliederversammlung

FÜR ALLE MITGLIEDER: am 27.11.2021 ist die nächste Mitgliederversammlung von Mehr De-

mokratie in Kassel. Wichtige Themen werden die Ergebnisse der Bundestagswahl, Abstim-

mung21 und unsere Kampagne für Bürgerräte auf Bundesebene sein. 

Alle Mitglieder sind herzlich eingeladen!

Wichtig: Ankündigung und Einladung zur Versammlung erfolgen in Zukunft nicht mehr über 

die Mitgliederzeitschrift, sondern rechtzeitig per E-Mail bzw. per Post. Falls sich Ihre Email-

Adresse geändert hat oder Sie umgezogen sind, teilen Sie uns bitte in jedem Fall Ihre neuen 

Kontaktdaten mit, damit die Einladung Sie erreicht. Wenn Sie Fragen haben, finden Sie alle 

Informationen im Mitgliederbereich von www.mehr-demokratie.de. Unseren Mitgliederser-

vice erreichen Sie unter 07957-923 90 50 bzw. über mitgliederservice@mehr-demokratie.de.

MD Intern
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Das Ergebnis der beiden Mitgliederurabstimmungen ist in bei-

den Fällen deutlich: Mehr Demokratie spricht sich mit 63,1 % 

gegen Geschlechterquoten im Wahlrecht aus. Außerdem un-

terstützt Mehr Demokratie mit 59,4 % grundgesetzkonforme 

Regelungen im Wahlrecht, die auf einen ausgeglichenen Frau-

enanteil in Parlamenten hinwirken [1]. Das Ergebnis erscheint 

widersprüchlich, denn die meisten vorstellbaren Maßnahmen 

im Wahlrecht, die auf einen ausgeglichenen Frauenanteil hin-

wirken können, sind Geschlechterquoten in der einen oder 

anderen Form. Wie kam es dazu? 

Eine Mitgliederversammlung im November 2019 hatte 

festgelegt, dass Mehr Demokratie sich zu Geschlechterquo-

ten im Wahlrecht als Maßnahme für einen ausgeglichenen 

Frauenanteil nicht positioniert. Die Quotengegner starteten 

ihr Begehren im mdmagazin 03.2020 und erhielten 871 Un-

terstützungen. Darauf initiierten die Befürworter von Maß-

nahmen für einen ausgeglichenen Frauenanteil ein Begeh-

ren, forderten aber nicht explizit Geschlechterquoten. Ihr 

Begehren aus mdmagazin 04.2020 erhielt 524 Unterstüt-

zungen. Interessant ist dabei, dass 87 Mitglieder beide Be-

gehren unterstützten.

Es gab also zwei unabhängige Abstimmungen. Das heißt 

alle Mitglieder hatten vier Abstimmungsmöglichkeiten JA ge-

gen Quoten/JA für ausgeglichenen Frauenanteil, JA gegen 

Quoten /NEIN für ausgeglichenen Frauenanteil, NEIN gegen 

Quoten/JA für ausgeglichenen Frauenanteil und NEIN gegen 

Quoten/NEIN für ausgeglichenen Frauenanteil. Vereinfachend 

betrachten wir im folgenden drei Typen von Abstimmenden 

[2] und treffen Annahmen darüber, welche Möglichkeit ihnen 

am liebsten wäre und welche Variante sie bevorzugen, wenn 

ihre Lieblingsmöglichkeit keinen Erfolg hat:

1.	 Quotengegner: JA/NEIN ist am besten. Am zweitbesten 

ist JA/JA, gefolgt von NEIN/NEIN und am schlechtesten 

wäre NEIN/JA.

Mitgliederurabstimmungen 
zu Geschlechterquoten und 
-parität
Eine Abstimmungsanalyse von Jan Lorenz

2. Quotenbefürworter: NEIN/JA ist besser als NEIN/NEIN 

welches besser ist als JA/JA. Am schlimmsten ist JA/

NEIN, also genau umgekehrt.

3. Kompromiss orientiert: Am besten ist entweder JA/JA 

(Kompromiss durch Eingrenzung und Präzisierung der 

Position) oder NEIN/NEIN (Kompromiss durch keine Posi-

tionierung wie in der Mitgliederversammlung). Am 

schlechtesten sind JA/NEIN oder NEIN/JA.

Die Abbildung stellt diese Unterteilung in einem zwei-dimen-

sionalen politischen Raum dar, in dem es eine politische und 

eine strategische Achse gibt. Auf der politischen Achse geht 

es um die Positionen von Mehr Demokratie zu Maßnahmen 

zur Geschlechterparität. Auf der strategischen Achse geht es 

darum, ob Mehr Demokratie diesbezüglich konkrete Positio-

nen vertreten soll, oder eher offen bleiben soll. Die Bezeich-

nung „kompromissorientiert“ bezieht sich im folgenden auf 

eine mittlere Position auf der politischen Achse. Die folgende 

Analyse geht davon aus, dass die politische Achse wichtiger 

ist und daher die Positionen JA/JA und NEIN/NEIN im zwei-

dimensionalen näher sind, als JA/NEIN und NEIN/JA.

Während das Abstimmverhalten für Mitglieder vom Typ 1 

und 2 einfach war (JA/NEIN bzw. NEIN/JA), standen Mitglie-

der vom Typ 3 vor einem Problem des strategischen Abstim-

mens: Mit der Wahl ihrer Erstpräferenz würden sie komplett 

gegen ihre Zweitpräferenz stimmen und womöglich JA/NEIN 

oder NEIN/JA zu ermöglichen.

Letztendlich ließen sich viele von beiden Begehren über-

zeugen und es gewann JA/JA. Wir können 36,2 % der Ab-

stimmenden dem Typ 1 zu ordnen (Stimmzettel mit JA/NEIN 

und JA/-), und 32,4 % dem Typ 2 (Stimmzettel NEIN/JA und -/

JA). Die Kompromiss-orientierten vom Typ 3 teilen sich auf in 

26,9 % die mit JA/JA abgestimmt haben und 4,5 % sonstige 

die NEIN/NEIN oder zumindest niemals mit JA abgestimmt 
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haben. Dies Prozentzahlen sind in der Abbildung durch hun-

dert kleine graue Punkte dargestellt. Interessant ist an die-

ser Statistik vor allem wie stark JA/NEIN und NEIN/JA von 

„eigenen“ Mehrheiten entfernt sind. Beide Begehren sind auf 

die Kompromiss-Orientierten mit JA/JA angewiesen. Mögli-

cherweise konnten beide Begehren sogar nur gewinnen, weil 

es das andere Begehren überhaupt gab.

Fazit:

Das doppelte JA kann man in zweierlei Hinsicht positiv bewer-

ten: Es konkretisiert die Positionen von Mehr Demokratie zum 

Wahlrecht und belässt es nicht bei „strategischer Offenheit“ 

zu Geschlechterquoten und -parität. Außerdem gewinnt eine 

politisch kompromissorientierte Position und nicht einer der 

extremen „Pole“ JA/NEIN oder NEIN/JA. Problematisch war 

allerdings in gewissem Sinne das Format zweier unabhängi-

ger Abstimmungen zu gegensätzlichen Fragestellungen. Dies 

hätte dazu führen können, dass einer der extremen „Pole“ 

gewonnen hätte, auch wenn es eine Mehrheit für Kompro-

miss-Optionen gegeben hätte [3]. In Volksentscheiden mit 

Gegenvorschlag aus dem Parlament wird diese Situation 

durch eine Stichfrage vermieden. Diese schließt JA/JA als Er-

gebnis aus [4], da Hauptvorschlag und Gegenvorschlag nicht 

gleichzeitig gelten können, anders als bei der Doppel-Abstim-

mung zu Geschlechterquoten und -parität. Diese ist ein neues 

interessantes Beispiel der Verknüpfung von Abstimmungen 

mit mehr als zwei Optionen.

Jan Lorenz 

Mitglied der Abstimmungsleitung

[1]	 Die Wahlbeteiligung der 8047 stimmberechtigten Mit-

glieder betrug beachtliche 41,5 %. Der Frauenanteil be-

trug 30,7% und ist damit niedriger als der Frauenanteil 

der stimmberechtigten Mitglieder von 33,7 %.

[2]	Insgesamt gibt es 24 Präferenzordnungen für vier mögli-

chen Ausgänge. Viele davon sind aber unplausibel und 

werden daher vernachlässigt. 

[3]	Ein Beispiel für die Situation folgende Situation JA/NEIN 

45 %, NEIN/JA 40 %, JA/JA 9 %, NEIN/NEIN 6 %. In diesem 

Fall gewinnt Begehren 1 mit 54 %, aber Begehren 2 verliert 

mit 49 %. Würden sich die Abstimmenden von JA/JA und 

NEIN/NEIN auf JA/JA koordinieren würden beide gewinnen. 

Würden sie sich auf NEIN/NEIN koordinieren würden beide 

scheitern.

[4]	Siehe http://janlo.de/wp/2019/02/16/wie-gehen-volksab-

stimmungen-mit-drei-optionen/

Grundsätzlich gegen

Maßnahmen für 

Geschlechterparität

Alle Maßnahmen für 

Geschlechterparität
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ABBILDUNG: HYPOTHETISCHER ZWEI-DIMENSIONALER POLITISCHER RAUM
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Demokratie ohne 
Humor ist gar nicht 
denkbar, denn Humor 
macht immun gegen  
Radikalismus.
Gerhard Polt

In krisenhaften und polarisierenden Zeiten wie 

diesen, werden unsere Meinungen oft starrer 

und ernster. Sie werden zu einem Panzer und 

eine Begegnung scheint kaum noch möglich. 

Humor kann helfen, diese Erstarrung zu lockern. 

Nicht das verletzende Lachen über andere, 

wohl aber die Selbstironie und das gemeinsa-

me Lachen können helfen den eigenen Panzer 

etwas zu lüften. Nicht ohne Grund sind Witze in 

totalitären Systemen verboten: Die Mächtigen 

fürchten Humor, weil Humor ihre Macht unter-

gräbt. Wenn wir in unseren kleinen Meinungskä-

figen eingesperrt sind, werden wir oft wie diese 

Mächtigen.

Eine lebendige Demokratie aber lebt von der Be-

gegnung der Unterschiede. An der Art unseres 

Humors können wir die Art unserer Demokratie 

erkennen.

 

Zitat ausgesucht und kommentiert von Dieter Halbach 

(Kurier-Interview 24.9.2020)

Die Rubrik wird fortgesetzt mit Lieblingszitaten weiterer 

Mitarbeiter:innen. Fo
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Gerhard Polt (*7. Mai 1942 in München) 

ist ein bayerischer Kabarettist und 

Autor. Er selbst bezeichnet sich als 

Brettlkünstler.
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Kontakt

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Schwanthalerstr. 120, 80339 München

Tel: 089-462 242 05

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Bernhardstr. 7, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

bremen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Ansprechpartner Hessen

Matthias Klarebach, Dirk Oestreich

vorstand@mehr-demokratie-hessen.de 

Felix Hoffmann (Tel. 0152-327 095 38)

felix.hoffmann@mehr-demokratie.de

Landesbüro Mecklenburg-Vorpommern

Hermannstr. 36, 18055 Rostock

mecklenburg-vorpommern@mehr-demokratie.de

Landesbüro Nordrhein-Westfalen

Gürzenichstraße 21 a-c, 50667 Köln

Tel. 0221-669 665 11, Fax 0221-669 665 99 

nrw@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Franz Botens

Tel. 01573-062 06 33

franz.botens@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Saarland

Thomas Gretscher

Tel. 0681-416 36 41

thomas.gretscher@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Sachsen-Anhalt

Robert Pötzsch

Tel. 0152-04 29 20 46 

robert.poetzsch@mehr-demokratie.de

Landesbüro Sachsen

Kreuzstrasse 3B, 04103 Leipzig

Tel. 0163-685 69 66

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Schleswig-Holstein

Dorfstr. 2a, 24975 Husby

Tel. 04634-936 76 16, Mobil 0157-522 432 20

sh@mehr-demokratie.de 

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

thueringen@mehr-demokratie.de 

Ansprechpartner: Robert Pötzsch

Tel. 0152-04 29 20 46 

robert.poetzsch@mehr-demokratie.de

Arbeitsbereiche

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Alexander Trennheuser, Büro NRW

alexander.trennheuser@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Ulrike Moser, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Anne Dänner, Büro Berlin

Anselm Renn, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Aline Koeppen 

aline.koeppen@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung und Stiftung

Katrin Tober, Büro Bremen

katrin.tober@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Frank Rehmet, Büro Hamburg

frank.rehmet@mehr-demokratie.de 

Lobbyarbeit

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

claudine.nierth@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Stefan Padberg

stefan.padberg@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Fabian Reidinger, erreichbar über Büro Ba-Wü

fabian.reidinger@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis dezentrale Demokratie

Karl-Martin Hentschel

karl.m.hen@googlemail.com

Arbeitskreis Digitalisierung und Demokratie

Alexandra Arweiler

alexandra.arweiler@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de

Bundesbüros

Bundesbüro Tempelhof

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-923 90 50, Fax 07957-923 90 55

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Bundesbüro Berlin 

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de
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Mehr Demokratie? 
Mehr als ein Magazin! 

Seit mehr als 30 Jahren bringt Mehr Demokratie 

die direkte Demokratie und Bürgerbeteiligung 

voran und kümmert sich um Transparenz und ein 

faires Wahlrecht.

Das Gespräch ist das Herz der Demokratie.  

Wir reden mit Menschen auf der Straße, in  

Initiativen und in der Politik.

Unsere Überzeugung ist, dass Menschen fähig 

sind, frei, selbstbestimmt und in Respekt miteinan-

der zu leben und gemeinwohlorientiert mitzube-

stimmen. Mit mehr Bürgerbeteiligung und direkter 

Demokratie kann es gelingen, die gegenwärtigen 

Herausforderungen zu meistern und die Zukunft 

gemeinsam zu gestalten.

Bei uns können Sie mitmachen! 


